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Nachhaltige öffentliche Beschaffung 
 





In Zeiten deutlicher Auswirkungen des Klimawandels und gravierender sozialer Missstände in 
Teilen der Welt drängen sich dringender denn je für die Weltgemeinschaft die Fragen nach Hand-
lungsoptionen zum Erreichen nachhaltiger Entwicklung auf. Dementsprechend ist auch der öf-
fentliche Sektor gefragt seinen Beitrag zu leisten. Als ein wirkungsvoller Beitrag ist die Etablierung 
nachhaltiger öffentlicher Beschaffung zu nennen. Um diesen Beitrag adäquat umzusetzen, müs-
sen unter anderem die Richtlinien und Gesetze, die die öffentliche Beschaffung regeln, ausrei-
chend Umsetzungsmöglichkeiten dafür bieten. Mit der jüngsten europäischen Vergaberechtsre-
form und der daraufhin verabschiedeten deutschen Anpassung der Gesetze ist der Grundstein 
dafür gelegt worden. Welche erfolgsversprechenden Umsetzungsmöglichkeiten diese rechtliche 
Basis nun den Kommunen in Deutschland als Hauptakteuren öffentlicher Beschaffung bietet und 
welche weiteren Erfolgsfaktoren für die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf 
kommunaler Ebene entscheidend sind, ist Thema dieses Arbeitspapiers. Ein Praxischeck der Er-
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Wenn das Thema verantwortungsvolles bzw. nachhaltiges Wirtschaften in Deutschland diskutiert 
wird, ist eine Option die Vielzahl privatwirtschaftlicher Unternehmen zur Verantwortung zu zie-
hen. Insbesondere die Bundesregierung bestimmt Unternehmen als wichtigen Akteur zur Entwick-
lung eines nachhaltig wirtschaftenden Deutschlands.1 Unternehmen sind dazu aufgefordert, ihre 
komplette Wertschöpfungskette nachhaltiger zu gestalten.2 Zu einem entscheidenden Unterneh-
mensprozess in diesem Kontext zählt die Beschaffung.3 Privatwirtschaftliche Unternehmen haben 
die Relevanz dahingehend erkannt und bereits Instrumente zur Förderung nachhaltiger Beschaf-
fung implementiert.4 Die nachhaltige Gestaltung der Beschaffung sollte aber nicht nur ein Hand-
lungsfeld für die Privatwirtschaft darstellen. Daher zieht die Politik auch immer stärker die Akteure 
des öffentlichen Sektors zur Verantwortung.5 Dies ist sinnvoll, da diese, gemessen anhand des 
Beschaffungsvolumens, einen erheblichen Handlungsspielraum besitzen. Allein in Deutschland 
beträgt das Beschaffungsvolumen des öffentlichen Sektors jährlich 260 bis 480 Milliarden Euro.6 
Kommunen als Teil des öffentlichen Sektors haben circa 50 bis 60 Prozent dieses Beschaffungsvo-
lumens zu verantworten. Demnach hat die kommunale öffentliche Beschaffung neben der Privat-
wirtschaft einen signifikanten Einfluss auf ein nachhaltig agierendes Deutschland7 und wird auch 
deshalb ins Zentrum dieser Arbeit gerückt. Zu beachten ist, dass Bund, Länder und Kommunen im 
Rahmen der Beschaffung stärker als die Privatwirtschaft an Gesetze, Richtlinien und weitere Ver-
ordnungen, das sogenannte Vergaberecht, gebunden sind.8 Insbesondere europäische Rahmen-
werke, die in der Vergangenheit den Fokus auf Wettbewerbsorientierung legten, erschwerten 
Kommunen die Entwicklung eines nachhaltigen Beschaffungswesens.9 Diese Situation soll mit der 
europäischen Reform des Vergaberechts, verabschiedet im Jahr 2014,10 und deren nationaler 
Umsetzung in Deutschland im April 2016 verbessert werden.11 
Inwiefern diese Reform die erfolgreiche Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf 
kommunaler Ebene ermöglicht und welche weiteren Erfolgsfaktoren dafür ausschlaggebend sind, 
soll in dieser Arbeit erörtert werden. Erarbeitet werden die Auswirkungen der Reform und die 
weiteren Erfolgsfaktoren mit Fokus auf die Kommunen in Nordrhein-Westfalen (NRW). Dafür 
                                            
1
 Vgl. Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.) (2002), S. 73f.. 
2
 Vgl. Europäische Kommission (2011c), S. 8. 
3
 Vgl. Schmidpeter, R. (2015), S. VI. 
4
 Vgl. HEC/ EcoVadis (2013), S. 4ff.. 
5
 Vgl. Deutscher Bundestag, Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung (2015) (Hrsg.), S. 1. 
6
 Vgl. Eßig, M. et al. (2013), S. 10. 
7
 Vgl. McKinsey&Company im Auftrag (i.A.) des Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau & Reak-
torsicherheit (BMU) (Hrsg.) (2008), S. 13; Heinrichs, H./ Sühlsen, K. (2015), S. 1. 
8
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 95. 
9
 Vgl. Gölnitz, H. (2011), S. 233.  
10
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 176. 
11
 Vgl. Berg, M./ Blankenberg, B. (2016), S. 23. 
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werden zunächst allgemeine Grundlagen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung, namentlich die 
Definition, Organisation und Umfang öffentlicher Beschaffung und die Definition und Gründe für 
nachhaltige öffentliche Beschaffung, erläutert. Im nächsten Schritt werden die gesetzlichen Rah-
menbedingungen, die Einfluss auf die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung nehmen, 
analysiert. Dafür werden Richtlinien, Gesetze und Verordnungen auf europäischer Ebene sowie 
auf Bundes-, NRW- und kommunaler Ebene betrachtet. Darauf aufbauend werden im Hauptteil 
die Erfolgsfaktoren zur Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf kommunaler Ebene 
in NRW erarbeitet. Verifiziert und ergänzt werden diese jeweils durch den Abgleich mit dem 
exemplarisch analysierten Beschaffungswesens der Stadt Bonn (Jeweils als Praxischeck gekenn-
zeichnet). Abschließend wird unter Berücksichtigung der theoretischen Ausarbeitung und der 
Analyseergebnisse ein Fazit gezogen. 
2 Methodik 
Die Erarbeitung der theoretischen Grundlagen wie auch der Erfolgsfaktoren erfolgte über eine 
detaillierte Literaturrecherche zum Thema nachhaltige öffentliche Beschaffung. Um sich diesem 
Thema zu nähern, diente die erste Literaturrecherche den Themen Beschaffung als Unterneh-
mensfunktion und nachhaltige Beschaffung. Daraus konnten Erkenntnisse gewonnen werden, die 
als Grundlage zur Bearbeitung des Themas nachhaltige öffentliche Beschaffung dienten. Die 
zweite wesentliche Komponente im Rahmen der Literaturrecherche war die Sondierung der Litera-
tur zum Thema Vergaberecht und der jüngsten Reformen dessen. Zu der im Jahr 2014 beschlos-
senen europäischen Reform der Vergaberichtlinien (detailliert dargestellt in Kapitel 4.1) lag eine 
ausreichende Anzahl an Literatur vor. Im Gegensatz dazu wies die Literaturrecherche zur nationa-
len Umsetzung der genannten europäischen Reform (ausführlich beschrieben in Kapitel 4.2), die 
erst Mitte April 2016 rechtskräftig wurde, die Problematik auf, dass aufgrund der Aktualität der 
Gesetzesänderungen bisher nur wenig Literatur den Rechtsstand ab April 2016 behandelt. Daher 
wurde vornehmlich mit den vorhandenen Gesetzesentwürfen gearbeitet. Weiterhin ist zu beach-
ten, dass die neue nationale Gesetzgebung zu dem Zeitpunkt noch keine Auswirkungen auf die 
Gesetze auf Landes- und Kommunalebene genommen hat, sodass das Tariftreue- und Vergabe-
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (TVgG-NRW) und die Vergabeordnung (VO) der Stadt 
Bonn die neue Rechtslage noch nicht aufgreifen. Diese genannten Gesetze und Verordnungen 
sind vorrangig für Vergaben unterhalb der Schwellenwerte relevant und es kann noch nicht abge-
schätzt werden, ob und inwiefern sich die bestehenden Gesetze/Verordnungen trotzdem zukünf-
tig an der neuen Rechtslage auf Bundesebene orientieren werden.12 Demnach wurde mit Geset-
zestexten gearbeitet, die nicht alle den gleichen Rechtsstand widerspiegeln bzw. nicht die gleiche 
                                            
12
 Vgl. Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (Hrsg.) (2015), S. 3f.. 
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Aktualität besitzen und damit teilweise auch unterschiedliche Möglichkeiten zur Integration von 
Nachhaltigkeitsaspekten in Vergaben aufweisen.  
Um die in den Kapiteln 5 und 6 beschriebenen rechtlichen und politischen sowie kommunalinter-
nen Erfolgsfaktoren zur Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf kommunaler Ebene 
in NRW zu überprüfen bzw. gegebenenfalls zu ergänzen, wurde eine exemplarische Analyse der 
öffentlichen Beschaffung der Stadt Bonn vorgenommen. Für die Analyse des Beschaffungswesens 
der Stadt Bonn wurde mit der VO aus dem Jahr 2011 und der Vergabedienstanweisung (VGDA) in 
der Fassung vom 19.10.2013 gearbeitet. Um tiefergehende Einblicke in die konkrete Situation der 
nachhaltigen öffentlichen Beschaffung der Stadt Bonn zu gewinnen, lagen wenige öffentliche 
Literaturquellen bzw. Informationen im Internet vor, sodass der Großteil der Analyseergebnisse 
auf den Erkenntnissen aus einem Experten-Leitfadeninterview resultiert. Ziel des Experteninter-
views war die Beantwortung der zwei leitenden Forschungsfragen: Inwiefern erfolgt bei der Stadt 
Bonn als Beispiel für eine Kommune in NRW die erfolgreiche Umsetzung nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffung und korreliert dies mit den erarbeiteten Erfolgsfaktoren? Dazu wurde ein Leitfadenin-
terview mit Herrn Christoph Bartscher geführt. Ausschlaggebend für die Wahl von Herrn Chris-
toph Bartscher als Experten zur Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn war seine Funk-
tion als Leiter des Referates Vergabedienste. Erst im April 2016 referierte er als Podiumsdiskussi-
onsteilnehmer zum Thema nachhaltige öffentliche Beschaffung auf einer Veranstaltung im Rah-
men der Aktionswoche Wertvoll einkaufen, Köln kann fair.13 Im Rahmen dieser Podiumsdiskussion 
führte er unter anderem Praxisbeispiele für die erfolgreiche Umsetzung nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffung in Bonn an.  
3 Grundlagen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung 
3.1 Öffentliche Beschaffung 
Um Erfolgsfaktoren für die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf kommunaler 
Ebene in NRW zu erarbeiten, müssen zunächst die Definition für öffentliche Beschaffung (siehe 
dazu Kapitel 3.1.1) und die Organisation und der Umfang öffentlicher Beschaffung in Deutsch-
land (siehe dazu Kapitel 3.1.2) als thematische Grundlagen herausgearbeitet werden. 
3.1.1 Definition 
Die grundlegende Aufgabe der öffentlichen Beschaffung kann ähnlich zu jener der Beschaffung 
als Unternehmensfunktion definiert werden.14 Öffentliche Beschaffung ist die „Versorgung mit 
                                            
13
 Vgl. Eine Welt Netz NRW e. V. (Hrsg.) (2016). 
14
 Beschaffung als Unternehmensfunktion kann als Aufgabe „der Unternehmung die Produktionsfaktoren zur 
Verfügung zu stellen, die sie im Rahmen ihrer Sachzielerfüllung benötigt, die sie aber nicht selbst zu pro-
duzieren vermag“ (Corsten, H. (2008), S. 349.), beschrieben werden.  
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benötigten, aber nicht selbst erstellte[n] Sachgütern, Dienstleistungen und Bauleistungen.“15 Die 
darin enthaltenen Auftragsarten wie Liefer-, Dienst- und Bauleistungen werden in den einzelnen 
Absätzen des § 103 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) präzisiert.16 Kon-
krete Beschaffungsaufträge als Beispiel für Liefer- oder Dienstleistungsaufträge können wiederum 
vielseitig sein. Dies können zum Beispiel Pflastersteine für Straßen, Dienstkleidung für verschiede-
ne Mitarbeitergruppen im öffentlichen Dienst, alltägliche Güter wie Sportartikel, Büroeinrichtun-
gen und -materialien sowie Blumen und Lebensmittel für die Kommunen sein.17 
Allerdings sind zur hinreichenden Definition die Besonderheiten aufgrund des Zusatzes „öffent-
lich“ ausschlaggebend. Eine Besonderheit betrifft den Status des Einkäufers bzw. Auftraggebers. 
In der öffentlichen Beschaffung ist der Beschaffende bzw. Auftraggeber immer Teil des öffentli-
chen Sektors.18 Dazu gehören unter anderem die institutionellen Auftraggeber, wie Gebietskör-
perschaften wie Bund, Länder und Kommunen.19 Aus dem Status des Auftraggebers in der öf-
fentlichen Beschaffung ergeben sich wiederum die Restriktionen, denen der öffentliche Sektor im 
Vergleich zur Privatwirtschaft im Beschaffungsprozess unterliegt.20 Diese Restriktionen in Form des 
Vergaberechts sollen unter anderem dazu dienen, dass die beschriebene Nachfragemacht seitens 
der öffentlichen Hand (siehe dazu Einleitung und Kapitel 3.1.2) nicht missbraucht wird und Wett-
bewerb gewährleistet bleibt (siehe dazu Kapitel 4.1).21  
Die bisherigen Ausführungen betonen die operative und gesetzliche Komponente der öffentlichen 
Beschaffung als Dienstleister zur Bedarfs- und Bestellabwicklung.22 Damit wird die öffentliche 
Beschaffung mit den ihr zugeschriebenen Aufgaben dem Vergabeprozess im engeren Sinne 
(i.e.S.) zugeordnet. Dieser bezieht sich auf die Anwendung des Vergaberechts mit der Wahl der 
Verfahrensart, der Erstellung der Vergabeunterlagen, der ordnungsgemäßen Bekanntmachung, 
der Bewertung der Angebote und der Erteilung des Zuschlags.23 Dies ist allerdings nur ein Teilas-
pekt des prinzipiell weitreichenderen öffentlichen Beschaffungsprozesses, der in folgender Abbil-
dung 1 dargestellt ist.  
                                            
15
 Wegweiser GmbH Berlin i. Z. m. Booz-Allen & Hamilton und dem Bundesverband für Materialwirtschaft, 
Einkauf und Logistik e.V. (Hrsg.) (2000), S. 11. 
16
 S. § 103 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
17
 Vgl. Engagement Global gGmbH (Hrsg.) (2015), S. 30. 
18
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 95. 
19
 Vgl. Diederichsen, L./ Renner, I. (2016), S. 282; S. § 99 1. GWB (in der Fassung (i.d.F.) vom 17. Februar 
2016). 
20
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 95. 
21
 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor in Zusammenarbeit mit (i. Z. m.) KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 3. 
22
 Vgl. Eßig, M. et al. (2013), S. 26f.; Institut für den öffentlichen Sektor i.Z.m. KPMG AG (Hrsg.) (2013),S 16. 
23




Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus Eßig, M. (2008), S. 300. 
Der idealtypische Gesamtprozess der öffentlichen Beschaffung reicht von der Beschaffungspla-
nung, Steuerung der Bedarfe über die Durchführung, die dem Vergabeprozess i.e.S. entspricht, 
bis zur Abwicklung des Beschaffungsauftrags.24 Die Prozessschritte bzw. Aufgabenbereiche, wel-
che die jeweilige öffentliche Beschaffungsstelle in diesem Prozess übernimmt, können je nach 
Kommune variieren (siehe dazu Kapitel 3.1.2). Grundsätzlich lässt sich sagen, dass in je mehr 
Prozessschritte bzw. Aufgabenbereiche die Beschaffungsverantwortlichen in Kommunen integriert 
sind, desto strategischer ist die Beschaffung ausgerichtet.25 Dies ist dahingehend entscheidend, da 
die öffentliche Beschaffung jenseits der operativen Aspekte und ihrer Versorgungsaufgabe unter 
Berücksichtigung der Grundprinzipien des Haushaltsrechts sowie des europäischen Rechts mitt-
lerweile weiteren politischen Zielsetzungen, wie der Förderung der nachhaltigen Entwicklung, 
verpflichtet ist (siehe dazu Kapitel 4.1).26 Es gilt also zu bedenken, dass die öffentliche Beschaf-
fung auch eine Art politisches Instrument ist. „Sie hat konkrete Umweltauswirkungen, sie beein-
flusst den Markt und sie kann Vorbildfunktionen bis hin zur faktischen Etablierung von Standards 
haben.“27 Sofern demnach auch strategische Zielsetzungen, wie die der nachhaltigen Entwick-
lung, als Handlungsfeld der öffentlichen Beschaffung definiert werden, reicht ein rein operatives 
Verständnis öffentlicher Beschaffung nicht mehr aus.28 
                                            
24
 Vgl. Eßig, M. et al. (2013), S. 27. 
25
 Vgl. Eßig, M. (2008), S. 297ff.. 
26
 Vgl. Gölnitz, H. (2011), S. 230ff.. 
27
 Barth, R. et al. (2005), S. 4. 
28
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 105. 
z.B.  
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Abbildung 1: Umfassender Beschaffungsprozess 
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In diesem Zusammenhang wird im Folgenden auf die Abgrenzung der klassisch operativen zur 
strategischen öffentlichen Beschaffung eingegangen. Aus der folgenden Abbildung 2 geht hervor, 
inwiefern sich das grundlegende Verständnis der öffentlichen Beschaffung als regelkonformes, 
wettbewerbsorientiertes Beschaffungswesen zu einer strategischen öffentlichen Beschaffung 
abgrenzen lässt. 
 
Abbildung 2: Klassisch operative und strategische öffentliche Beschaffung 
Quelle: Eßig, M. (2008), S. 297.  
Strategische öffentliche Beschaffung ist in Dimension 1 nicht mehr allein wettbewerbsorientiert 
ausgerichtet, sondern ist ebenso an den Mehrwerten langfristig kooperativer Beziehungen zu 
Lieferanten interessiert. In der zweiten Dimension Prozessumfang ist die öffentliche Beschaffung 
nicht mehr nur die ausführende Kraft zur Versorgung. Sie gestaltet den umfassenden Beschaf-
fungsprozess mit und verfolgt bspw. im Beschaffungsprozessschritt Beschaffungsmarktforschung 
durch die Kommunikation mit Lieferanten die Zielsetzung einer langfristig sicheren Zusammenar-
beit. Dies korrespondiert mit der dritten Dimension. In dieser steht die Sicherstellung langfristiger 
Wirtschaftlichkeit statt der Verfolgung ´vergabefremder´ Politikziele im Vordergrund. Laut dem 
Autor der Abbildung zählt das Ziel der nachhaltigen Entwicklung grundsätzlich zu `vergabefrem-
den` Politikzielen.29 Nachhaltigkeit hat sich allerdings spätestens mit der letzten Reform der euro-
päischen Vergaberichtlinien im Jahr 2014 als immanentes Ziel der öffentlichen Beschaffung etab-
                                            
29
 Vgl. Eßig, M. (2008), S. 302f.. 
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liert (siehe dazu Kapitel 4.1).30 Ebenso räumt der Autor der Quelle aus dem Jahr 2008 ein, dass 
die Berücksichtigung von `vergabefremden` Zielen wie bspw. Nachhaltigkeit keinesfalls zwangsläu-
fig dem übergeordneten Ziel der langfristigen Wirtschaftlichkeit entgegenstehen muss. Entschei-
dend ist, wie Wirtschaftlichkeit definiert wird.31 Mit der aktuellen europäischen Vergaberechtsre-
form ist diese Definition zugunsten von Nachhaltigkeitsaspekten in Form der Berücksichtigung von 
Lebenszykluskosten gefallen.32 Nicht das Preisdenken als alleinige Maßnahme zur Zielerreichung 
der Wirtschaftlichkeit sollte im Vordergrund stehen, sondern vielmehr eine ganzheitliche Betrach-
tung der Beschaffungen durch die Berechnung der jeweiligen Lebenszykluskosten.33 Demnach ist 
die öffentliche Beschaffung neben ihrer operativen Versorgungsfunktion prinzipiell ebenso strate-
gischen Zielen wie dem langfristigen Wirtschaftlichkeitsziel der nachhaltigen Entwicklung ver-
pflichtet. Inwiefern dies für die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung relevant ist, wird 
in Kapitel 6.4 thematisiert.  
3.1.2 Organisation und Umfang in Deutschland 
Diesen beschriebenen Aufgaben und Zielen sind circa 30.000 Vergabestellen in Deutschland 
verpflichtet.34 Diese Zahl umfasst den gesamten öffentlichen Sektor, wobei darunter nur wenige 
Vergabestellen großen Umfang besitzen. Große Vergabestellen existieren vornehmlich auf Bun-
desebene, wie bspw. das Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern (BMI).35 Die rele-
vantesten Akteure sind gemessen anhand des Beschaffungsvolumens die Kommunen Deutsch-
lands.36 Das durchschnittliche Beschaffungsvolumen einer Kommune liegt nach einer Studie vom 
Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. der KPMG AG37 aus dem Jahr 2013 bei circa 640 Euro 
pro Einwohner.38 Kommunen als kleinste staatliche Verwaltungseinheit mit Selbstverwaltungsauf-
gaben39 können unterschiedlichster Größe sein und in kreisfreien Städten und Landkreisen, die 
wiederum aus kreisangehörigen Gemeinden/Städten bestehen, organisiert sein. Zusätzlich gibt es 
in NRW unterhalb der Landesebene Regierungsbezirke bzw. Bezirksregierungen.40 
                                            
30
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 98. 
31
 Vgl. Eßig, M. (2008), S. 302. 
32
 S. Art. 67 Abs. 2 Richtlinie (RL) 2014/24/EU. 
33
 Vgl. Eßig, M. et al. (2013), S. 26. 
34
 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) (Hrsg.) (2014a), S. 30.  
35
 Vgl. Jungclaus, M. (2008), S. 287. 
36
 Vgl. McKinsey&Company i.A. des BMU (Hrsg.) (2008), S. 13; Heinrichs, H./ Sühlsen, K. (2015), S. 1. 
37
 Diese Studie war eine Kooperation des Instituts für den öffentlichen Sektor i. Z. m. der KPMG AG. Von 
April bis Juni 2013 wurden die 174 größten Kommunalverwaltungen und dazugehörige öffentliche Unter-
nehmen (insgesamt 301) mittels standardisiertem Fragebogen befragt. Die Rücklaufquote betrug 32,2 %. 
(Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 10.) 
38
 Vgl. ebenda, S. 7.  
39
 Vgl. Engagement Global gGmbH (Hrsg.) (2015), S. 5. 
40
 Vgl. Bogumil, J./ Jann, W. (2009), S. 87f..  
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Organisiert ist die Beschaffung in den einzelnen Kommunen mehrheitlich (zu ca. 70 %) dezentral 
mit ergänzender zentraler Beschaffungsstelle.41 Diese zentrale Beschaffungsstelle ist vornehmlich 
für die Sicherstellung der korrekten Anwendung des Vergaberechts zuständig, während die ein-
zelnen Fachämter für alle weiteren Beschaffungsaufgaben verantwortlich sind.42 Personell be-
trachtet sind bei 60 % der befragten Kommunen mehr als 20 Mitarbeiter mit Beschaffungstätig-
keiten betraut. In den ergänzenden zentralen Beschaffungsstellen sind mehrheitlich weniger als 
fünf Mitarbeiter beschäftigt.43 Hinsichtlich des Aufgabenspektrums, das die Mitarbeiter in den 
Beschaffungsstellen bearbeiten, versteht sich ein Drittel der kommunalen Beschaffungsmitarbeiter 
als ein eher operativ ausgerichteter interner Dienstleister im Sinne der Bedarfs- und Bestellabwick-
lung. Das zeigt, dass sich das wahrgenommene und gelebte Aufgabenspektrum der Beschaf-
fungsstellen bei einem Drittel noch stark auf den in Kapitel 3.1.1 dargestellten Prozessschritt des 
Vergabeprozesses i.e.S. konzentriert. Allerdings verstehen auch knapp 28 % der Beschaffungsstel-
len ihr Aufgabenspektrum darüber hinaus in der Kenntnis der Märkte und Pflege von Lieferanten-
beziehungen. Diese Aufgabenfelder können dem Prozessschritt der Beschaffungsmarktforschung 
(siehe dazu Abbildung 1) zugeordnet werden. Weitere 11 % der Beschaffungsstellen definieren 
ihr Aufgabengebiet zusätzlich mit Planungs- und Budgetierungsaufgaben. Darüber hinausgehen-
de Leistungsspektren wie bspw. die Leistung von Beiträgen zur Erreichung strategischer Ziele und 
dem Selbstbild der Beschaffung als strategischem Manager sind zumindest auch schon bei fast 28 
% der Beschaffungsstellen etabliert.44 
Hinsichtlich des Umfangs der öffentlichen Beschaffung in Deutschland ist zunächst anzumerken, 
dass es laut einem Bericht der Expertengruppe Statistik/Monitoring im Rahmen der Allianz für eine 
nachhaltige Beschaffung45 aus dem Jahr 2011 noch keine einheitliche Beschaffungsstatistik auf 
Bundesebene gibt. Lediglich für Beschaffungsvolumen oberhalb der EU-Schwellenwerte liegen 
Statistikmeldungen vor.46 In einzelnen Quellen werden allerdings ungefähre Angaben zu dem 
Beschaffungsvolumen des öffentlichen Sektors in Deutschland gemacht. Als Richtlinie lässt sich 
die Angabe von etwa 260 Mrd. Euro im Fortschrittsbericht zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung aus dem Jahr 2012 heranziehen.47 Das entspräche im Verhältnis zum deut-
                                            
41
 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 12; Heinrichs, H./ Sühlsen, K. 
(2015),S. 10. 
42
 Vgl. Heinrichs, H./ Sühlsen, K. (2015), S. 10. 
43
 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 13.  
44
 Vgl. ebenda, S. 15f.. 
45
 Auf Initiative des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie wurde diese Allianz im Jahr 
2009/2010 von Bund, Ländern und Kommunen zum systematischen Erfahrungsaustausch und der Ent-
wicklung gemeinsamer Maßnahmen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung gegründet. (Vgl. Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie (Hrsg.) (2010), S. 5.) 
46
 Vgl. Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.) (2012), S. 49. 
47
 Vgl. Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland (Hrsg.) (2012), S. 135; WEED–Weltwirtschaft, 
Ökologie & Entwicklung e.V. (Hrsg.) (2015), S. 5.  
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schen Bruttoinlandsprodukt (BIP) aus dem gleichen Jahr (ca. 2.755 Mrd. Euro48) circa 10 % des-
sen. Eine andere Quelle zitiert ein Beschaffungsvolumen von 480 Mrd. Euro aus dem Jahr 2010, 
sodass als Richtwert von einer Spanne von etwa 260 bis zu 480 Mrd. Euro ausgegangen werden 
kann.49 Im Vergleich dazu liegt das europäische öffentliche Beschaffungsvolumen bei circa 17 % 
des europäischen BIP50 und die Rede ist von circa 2 Billionen Euro.51 Aufgrund der derzeit noch 
nicht systematisch organisierten Datenerhebung des Beschaffungsvolumens sind diese Zahlen als 
reine Richtwerte zu verstehen, aber deuten dennoch auf die wirtschaftliche Bedeutung und den 
damit begründeten Handlungsspielraum öffentlicher Beschaffung, der zur Förderung nachhaltiger 
Entwicklung genutzt werden kann, hin.52 
3.2 Nachhaltige öffentliche Beschaffung 
Die skizzierte Marktrelevanz der öffentlichen Beschaffung durch Kommunen im Hinblick auf die 
Förderung nachhaltiger Entwicklung wird untermauert durch die Thematisierung öffentlicher 
Beschaffung auf oberster politischer Ebene. Insbesondere mit der Agenda 2030 und dem dort 
formulierten Unterziel 12.7 zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung,53 erfährt die nachhaltige 
öffentliche Beschaffung einen weiteren Bedeutungszuwachs. So verstärkt sich der Handlungsbe-
darf, Nachhaltigkeit in Beschaffungsaktivitäten zu integrieren, für alle öffentlichen Institutionen. 
Denn letztendlich arbeitet der öffentliche Sektor auf der Grundlage politischer Rahmenwerke und 
Entscheidungen.54 Um die Handlungsfelder der Kommunen im Rahmen dieser Zielsetzung zu 
determinieren, bedarf es wiederum einer konkreten Definition für nachhaltige öffentliche Beschaf-
fung (siehe dazu Kapitel 3.2.1) und der Thematisierung der Gründe für diese (siehe dazu Kapitel 
3.2.2). 
3.2.1 Definition 
Als Basis für eine detaillierte Definition nachhaltiger öffentlicher Beschaffung kann zunächst als 
Merkmal der nachhaltigen Beschaffung, die Berücksichtigung aller drei Dimensionen der Nachhal-
tigkeit, herangezogen werden. Eine entsprechende Definition für nachhaltige öffentliche Beschaf-
fung, die das genannte Merkmal aufgreift, wird von der deutschen Kompetenzstelle für nachhal-
tige Beschaffung (KNB)55 genutzt. Demnach hat nachhaltige öffentliche Beschaffung die Aufgabe 
„Produkte und Dienstleistungen zu beschaffen, die von der Herstellung bis zur Entsorgung unter 
                                            
48
 Vgl. Institut für Demoskopie Allensbach (Hrsg.) (2016). 
49
 Vgl. Eßig, M. et al. (2013), S. 10. 
50
 Vgl. Europäische Kommission (Hrsg.) (2011a), S. 1. 
51
 Vgl. Europäische Kommission (Hrsg.) (2011b), S. 25. 
52
 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 93. 
53
 Vgl. United Nations (Hrsg.) (2015), S. 24. 
54
 Vgl. Eßig, M./ Ha Vu Thi, T. (2011), S. 242. 
55
 Die KNB ist beim Beschaffungsamt des BMI angesiedelt und unterstützt öffentliche Auftraggeber bei einer 
nachhaltigen öffentlichen Beschaffung. (Vgl. Beschaffungsamt des BMI – KNB (Hrsg.) (2016a).) 
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Berücksichtigung sozialer, ökologischer und ökonomischer Aspekte, geringere Folgen für die 
Umwelt haben, als vergleichbare Produkte und Dienstleistungen.“56 
In Anbetracht des Status quo der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung in Deutschland muss 
allerdings festgehalten werden, dass derzeit der Fokus von Kommunen innerhalb der drei Dimen-
sionen der Nachhaltigkeit noch immer zugunsten ökonomischer Aspekte ausfällt. Es ist aber an-
zumerken, dass in Kommunen nichtsdestotrotz ein umfassendes Verständnis von nachhaltiger 
öffentlicher Beschaffung vorherrscht. Als zentrale Nachhaltigkeitsaspekte werden der Einsatz 
umweltschonender Stoffe, ein zielgerichtetes ressourcenschonendes Bedarfsmanagement und die 
Beachtung tarif- und arbeitsrechtlicher Bestimmungen bei Zulieferern genannt.57 Weltweit be-
trachtet kann die Definition für nachhaltige öffentliche Beschaffung allerdings nach Land und 
Region variieren, da der Fokus auf unterschiedliche Nachhaltigkeitsdimensionen gelegt wird. In 
Industriestaaten wird tendenziell die ökologische Dimension fokussiert, während in Entwicklungs-
ländern der Schwerpunkt auf sozial nachhaltiger Beschaffung liegt. Demnach kann es auch vor-
kommen, dass nicht immer der Begriff nachhaltige öffentliche Beschaffung gewählt oder einheit-
lich verwendet wird.58 Eindeutig voneinander getrennt werden die Begrifflichkeiten gemäß den 
Nachhaltigkeitsdimensionen auch in dem von newtrade nrw59 veröffentlichten Dokument Begriffe 
und Definitionen.60 Korrespondierend dazu greifen auch verschiedene Leitfäden zu nachhaltiger 
öffentlicher Beschaffung, veröffentlicht von politischen Akteuren, wie der EU oder dem Umwelt-
bundesamt (UBA), die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit separat auf.61 Beispiele diesbezüglich 
sind für den Fokus auf die sozial verantwortungsvolle Dimension der Leitfaden „Sozialorientierte 
Beschaffung – Ein Leitfaden für die Berücksichtigung sozialer Belange im öffentlichen Beschaf-
fungswesen“62 der EU, für die umweltschonende oder auch energieeffiziente Nachhaltigkeits-
komponente die Broschüre „Energieeffiziente öffentliche Beschaffung“63 des UBA. Im Sinne eines 
weiteren, im Kontext der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung stehenden Aspekts gibt es einen 
Leitfaden zum Thema „Impulse für mehr Innovationen im öffentlichen Beschaffungswesen.“64 
Innovative öffentliche Beschaffung kann insofern als weitere Komponente nachhaltiger öffentli-
cher Beschaffung verstanden werden, als dass eine vermehrte Beschaffung von innovativen Pro-
                                            
56
 Beschaffungsamt des BMI – KNB (Hrsg.) (2016b).  
57
 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 19f.. 
58
 Vgl. UNEP (Hrsg.) (2014), S. 32ff.. 
59
 Das im Jahr 2013 als eine Kooperation der nordrhein-westfälischen Staatskanzlei und der Stiftung Umwelt 
und Entwicklung gegründete Projektbüro dient der Unterstützung des öffentlichen Sektors bei der Umset-
zung nachhaltiger öffentlicher Beschaffungsprozesse in NRW. (Vgl. newtrade nrw (Hrsg.) (2016b).) 
60
 Vgl. newtrade nrw (Hrsg.) (2016a), S. 9ff.. 
61
 Vgl. Institut für den öffentlichen Sektor i. Z. m. KPMG AG (Hrsg.) (2013), S. 7. 
62
 Europäische Kommission (Hrsg.) (2010). 
63
 UBA (Hrsg.) (2014a). 
64
 BMWi (Hrsg.) (2014b).  
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dukten Produzenten dazu veranlassen kann, innovative Produkte zu entwickeln, die letztendlich 
auch die nachhaltige Entwicklung fördern können.65 
Angesichts der verschiedenen Dimensionen und den Möglichkeiten der Schwerpunktsetzung im 
Rahmen nachhaltiger öffentlicher Beschaffung soll dieser Arbeit das ganzheitliche Verständnis das 
sich in der Definition des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (englisch: United Nations 
Environment Programme (UNEP)) widerspiegelt,66 zugrunde gelegt werden: 
Sustainable public procurement is: “a process whereby organisations meet their needs for goods, 
services, works and utilities in a way that achieves value for money on a whole life basis in terms 
of generating benefits not only to the organisation, but also to society and the economy, whilst 
minimising damage to the environment“67 
Diese Definition soll darüber hinaus verwendet werden, da die Betrachtung des gesamten Lebens-
zyklus einer Beschaffung als Aspekt in dieser Definition integriert ist. Laut Definition werden mit 
nachhaltiger öffentlicher Beschaffung die Auswirkungen der drei Nachhaltigkeitsdimensionen 
entlang des gesamten Lebenszyklus und damit der gesamten Lieferkette eines Produkts oder einer 
Leistung betrachtet.68 Dieser Aspekt wird in Kapitel 5.1.1 aufgrund der dortigen Thematisierung 
der Definition des wirtschaftlichsten Angebots im Vergaberecht wieder aufgegriffen. 
3.2.2 Gründe für nachhaltige öffentliche Beschaffung 
Anhand der vorgenommenen Definition lassen sich die Gründe für nachhaltige öffentliche Be-
schaffung ableiten. An erster Stelle sind Gründe zu nennen, die in Zusammenhang mit der ganz-
heitlichen dreidimensionalen nachhaltigen Entwicklung stehen. Der öffentliche Sektor kann mit 
der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten in seinen Vergaben einen individuellen Beitrag 
zur weltgemeinschaftlichen Aufgabe der nachhaltigen Entwicklung leisten.69 Als Beispiel sei die 
Integration sozialer Aspekte wie bspw. die Möglichkeit der Forderung nach der Einhaltung von 
sozialen Mindeststandards oder nach angemessener Belohnung genannt. Diese Forderungen 
können lokale und globale Verbesserungen der Arbeitsbedingungen bewirken.70 Zeitgleich zur 
ökologischen und sozialen Dimension können die einzelnen Kommunen aber auch ökonomische 
Aspekte wie Einsparungspotentiale, bspw. durch die Bemessung der Lebenszykluskosten für die 
zu beschaffenden Produkte und Leistungen, verwirklichen. Letztendlich entlasten Kommunen 
                                            
65
 Vgl. Berg, M./ Blankenberg, B. (2016), S. 23. 
66
 Vgl. newtrade nrw (Hrsg.) (2016a), S. 11. 
67
 UNEP (Hrsg.) (2014), S. 31. 
68
 Vgl. ebenda, S. 31. 
69
 Vgl. Engagement Global gGmbH (Hrsg.) (2015), S. 31. 
70
 Vgl. Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg (Hrsg.) (2014), S. 4.  
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dadurch den öffentlichen Haushalt und stellen damit auch die zukünftige Daseinsvorsorge si-
cher.71 
Nachhaltige öffentliche Beschaffung soll aber nicht nur selbst einen Beitrag zur nachhaltigen 
Entwicklung leisten, sondern auch mit gutem Beispiel für die Gesellschaft vorangehen.72 Mit 
ambitionierten nachhaltigen Anforderungen in Vergaben macht der öffentliche Sektor deutlich, 
dass er ethisch sinnvolle Geschäftspraktiken fördern73 und Verantwortung auf dem Weg zu einer 
nachhaltigeren Gesellschaft übernehmen will.74 Die damit implizierte Vorbildfunktion des öffentli-
chen Sektors kann positive Auswirkungen in Form von Nachahmungseffekten auf weitere Markt-
teilnehmer, wie die Privatwirtschaft und Verbraucher, haben.75 Ebenso ist der Anreiz für Unter-
nehmen zu nennen, nachhaltige und innovative Produkte und Leistungen anzubieten, wenn der 
Nachfragedruck seitens der öffentlichen Beschaffung groß genug ist.76 Die eindeutige Bekenntnis 
des öffentlichen Sektors zu nachhaltiger Beschaffung und die Formulierung konkreter Anforde-
rungen an Produkte und Leistungen können einen Wegweiser für die weiteren Marktteilnehmer 
darstellen.77 Im Kontext der Vorbildfunktion kann sich der öffentliche Sektor aber auch durch die 
entsprechenden Nachhaltigkeitsaspekte in Vergaben gegen Reputationsschäden absichern. Nega-
tivschlagzeilen wie Umweltschäden oder soziale Missstände im Zusammenhang mit öffentlichen 
Vergaben sind mehr als kontraproduktiv für das Image der jeweiligen beschaffenden Kommune.78 
Durch kurzsichtige und reaktionäre öffentliche Beschaffung kann die Glaubwürdigkeit des öffent-
lichen Sektors stark beeinträchtigt werden.79 
 
  
                                            
71
 Vgl. agenda-transfer (Hrsg.) (2007), S. 4ff..  
72
 Vgl. Schmitz, F. (2013), S. 82. 
73
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 183. 
74
 Vgl. agenda-transfer (Hrsg.) (2007), S. 6. 
75
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 174. 
76
 Vgl. Barth, R. et al. (2005), S. 9. 
77
 Vgl. UNEP (Hrsg.) (2014), S. 6. 
78
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 183. 
79
 Vgl. Rat für Nachhaltige Entwicklung (Hrsg.) (2008), S. 4. 
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4 Gesetzlicher Rahmen für nachhaltige öffentliche Beschaffung 
4.1 Aktuelle Reform der europäischen Vergaberichtlinien 
Das europäische Vergaberecht, das zum Sekundärrecht der EU gehört,80 regelt die Vergabeverfah-
ren oberhalb der von der EU festgelegten Schwellenwerte.81 Als Teil des Sekundärrechts basieren 
die Grundsätze der Vergaberichtlinien auf den Grundsätzen des Primärrechts der EU.82 Die aus 
dem Primärrecht abgeleiteten und in das Vergaberecht übernommenen Grundsätze sind der 
Grundsatz der Gleichbehandlung, der Nichtdiskriminierung, der gegenseitigen Anerkennung 
sowie Verhältnismäßigkeit und Transparenz.83 Mit einer Erweiterung der primärrechtlichen 
Grundsätze um Nachhaltigkeitsaspekte84 haben diese auch Eingang in die Grundsätze des europä-
ischen Vergaberechts gefunden.85 
Grundsätzlich erfuhr das europäische Vergaberecht verschiedene Reformprozesse,86 aber wurde 
insbesondere im Jahr 2004 erstmals hinsichtlich der Integrationsmöglichkeiten von Nachhaltig-
keitsaspekten in Vergabeverfahren reformiert.87 Ausgehend unter anderem von der Rechtspre-
chung des europäischen Gerichtshofs zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten und der euro-
päischen Corporate Social Responsibility (CSR)-Strategie aus dem Jahr 2002 wurden die von 2004 
bis 2014 geltenden Vergaberichtlinien88 erlassen.89 Abgelöst wurden diese wiederum am 26. 
Februar 2014 durch die in der folgenden Tabelle 1 dargestellten neuen EU-Vergaberichtlinien. 
Diese bieten weitreichendere Möglichkeiten für die Integration von Nachhaltigkeitskriterien in 
Vergabeprozesse als ihre Vorgängerrichtlinien.90 
 
 
                                            
80
 Vgl. Frenz, W. (2016), S. 184f.. 
81
 S. Art. 1 Abs. 1 RL 2014/24/EU. 
82
 Die Grundsätze des Primärrechts sind das Diskriminierungsverbot (S. Art. 12 EGV; Art. 18 AEUV) sowie 
wettbewerbsorientierte Grundfreiheiten der Warenverkehrsfreiheit (S. Art. 28 EGV; Art. 34 AEUV) der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit (S. Art. 39 EGV; Art. 45 AEUV) der Niederlassungsfreiheit (S. Art. 43 EGV; Art. 49 
AEUV) und der Dienstleistungsfreiheit (S. Art. 49 EGV; Art. 56 AEUV). 
83
 S. Art. 2 RL 2004/18/EG; Art. 18 Abs. 1 RL 2014/24/EU. 
84
 S. Art. 3 Abs. 3 EUV. 
85
 Vgl. Burgi, M. (2009), S. 612f.; Gölnitz, H. (2011), S. 228f.; S. Ziffer (Ziff.) 1 Erwägungsgründe RL 
2014/24/EU. 
86
 Vgl. Barth, R./ Dross, M./ Fischer, A. (2005), S. 185. 
87
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 175f..  
88
 Die offiziellen Titel lauten: „Richtlinie 2004/18/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 31. 
März 2004 über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungsaufträge“ und „Richtlinie 2004/17/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 
31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, 
Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste“. 
89
 S. Ziff. 2 Erwägungsgründe RL 2004/18/EG; Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 175f.. 
90
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abgelöst durch RL 2014/24/EU 
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Nationales Vergaberecht in Deutschland 
oberhalb der EU-Schwellenwerte 
Tabelle 1: Übersicht Vergaberecht mit Fokus auf die europäischen Richtlinien ab 2014 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus Kullack, A. (2015), S. 978 und Broens, M./ Glock, C./ Grosse, 
E. (2015), S. 6f.. 
Wie der Tabelle 1 zu entnehmen ist, besteht das europäische Vergaberecht seit dem Jahr 2014 
aus drei wesentlichen Richtlinien:91 
• Richtlinie über die Vergabe von Konzessionen (RL 2014/23/EU),92 
• Richtlinie über die Sektorenauftragsvergabe (RL 2014/25/EU)93 und die 
• Richtlinie über die öffentliche Auftragsvergabe (RL 2014/24/EU). 
Umzusetzen waren die genannten Richtlinien innerhalb von zwei Jahren in nationales Recht.94 
Dies erfolgte am 18. April 2016 in Deutschland.95 
Der Fokus der Betrachtung soll im Folgenden auf der RL 2014/24/EU,96 welche die neue Richtlinie 
über die öffentliche Auftragsvergabe darstellt, liegen.97 Eine wesentliche Änderung im Rahmen 
der Reform betrifft die Erweiterung der Grundsätze des Vergaberechts.98 Diese werden um die 
Verpflichtung der Mitgliedstaaten ergänzt, Maßnahmen zu entwickeln, sodass „Wirtschaftsteil-
                                            
91
 Vgl. Portz, N. (2014), S. 24. 
92
 Der offizielle Titel lautet: „Richtlinie 2014/23/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Konzessionsvergabe“. 
93
 Der offizielle Titel lautet: „Richtlinie 2014/25/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/17/EG“. 
94
 S. Art. 90 Abs. 1 RL 2014/24/EU; Vgl. BMWi (Hrsg.) (2014a), S. 4. 
95
 Vgl. BMWi (Hrsg.) (2016). 
96
 Der offizielle Titel lautet: „Richtlinie 2014/24/EU des europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG“. 
97
 Vgl. UBA (Hrsg.) (2014b), S. 1.  
98
 S. Art. 2 RL 2004/18/EG; Art. 18 RL 2014/24/EU. 
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nehmer bei der Ausführung öffentlicher Aufträge die geltenden umwelt-, sozial- und arbeitsrecht-
lichen Verpflichtungen einhalten.“99 Damit wird die Einhaltung nachhaltiger Aspekte in Vergabe-
prozessen zu einem vergaberechtlichen Grundsatz neben den bereits bestehenden.100 Die Auf-
nahme dieses neuen Grundsatzes ist zudem auf den Sachverhalt, der im zweiten Erwägungsgrund 
der RL 2014/24/EU beschrieben ist, zurückzuführen. In diesem wird ausdrücklich auf die öffentli-
che Auftragsvergabe mit der „Schlüsselrolle als eines der marktwirtschaftlichen Instrumente, die 
zur Erzielung eines intelligenten, nachhaltigen und integrativen Wachstums bei gleichzeitiger 
Gewährleistung eines möglichst effizienten Einsatzes öffentlicher Gelder genutzt werden sol-
len“,101 hingewiesen. Dies stellt noch einmal heraus, dass öffentliche Beschaffung, wie bereits in 
Kapitel 3.1.1 erwähnt, nicht mehr nur ihrer Versorgungsfunktion nachkommen, sondern als stra-
tegisches Instrument zur Verfolgung übergeordneter politischer Ziele dienen kann.102 
4.2 Nationale Regelungen auf Bundesebene 
Mit der Überarbeitung der Vergaberichtlinien in Europa zunächst im Jahr 2004, die wie beschrie-
ben erstmals Nachhaltigkeitskriterien in Vergabeverfahren zuließen, wurde dies auch verspätet im 
Jahr 2009 mit der Modernisierung des Vergaberechts in Deutschland rechtssicher ermöglicht.103 
Im Jahr 2016 mit der nationalen Umsetzung der im Jahr 2014 nochmals reformierten EU-
Vergaberichtlinien wachsen diese Möglichkeiten weiter.104 Um die im Kontext dessen bestehen-
den Gesetze und Verordnungen in Deutschland bzw. den gesetzlichen Rahmen nachhaltiger 
öffentlicher Beschaffung besser zu verstehen, ist im Folgenden die neue nationale Gesetzgebung 







                                            
99
 Art. 18 Abs. 2 RL 2014/24/EU. 
100 Vgl. UBA (Hrsg.) (2014b), S. 2.  
101
 Ziff. 2 Erwägungsgründe RL 2014/24/EU. 
102 Vgl. Eßig, M./ Amann, M. (2015), S. 98.  
103
 Vgl. Heinrichs, H./ Sühlsen, K. (2015), S. 6. 
104
 Vgl. BMWi (Hrsg.) (2016). 
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Europäisches Vergaberecht ab 2014 
 
Nationales Vergaberecht 
in Deutschland ab 2016 





















VOB/A (2. Abschnitt) 
Tabelle 2: Deutsches Vergaberecht ab 2016 mit Fokus auf Gesetze zu Vergaben oberhalb der EU-
Schwellenwerte 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus Broens, M./ Glock, C./ Grosse, E. (2015), S. 7f.. 
Grundsätzlich muss das Vergaberecht auf Bundesebene sowohl den eigenen Grundgesetzen als 
auch dem Primär- und Sekundärrecht der EU entsprechen.105 Differenzierter betrachtet und wie 
aus der Tabelle 2 zu entnehmen, sind die europäischen Vergaberichtlinien allerdings nur oberhalb 
festgelegter Schwellenwerte im deutschen Recht zu berücksichtigen, während für Vergaben 
unterhalb der Schwellenwerte grundsätzlich nationale Regelungen greifen.106 Ein Verweis auf die 
jeweiligen Schwellenwerte befindet sich in § 106 GWB, welcher wiederum auf die festgelegten 
Schwellenwerte in Artikel 4 der RL 2014/24/EU verweist.107 
Aufgrund der rechtlichen Verbindung der europäischen und nationalen Regelungen wurde die 
beschriebene EU-Vergaberechtsreform dazu genutzt, den vierten Teil des GWB zu überarbeiten. 
Ziel der aktuellen Reform ist unter anderem die Komplexitätsreduktion des deutschen Vergabe-
rechts, sodass es anwenderfreundlicher wird und zweifelsfrei rechtssichere Vergaben ermög-
licht.108 Daher sind ab April 2016 im GWB im Gegensatz zur vorherigen Version alle grundsätzli-
chen Vorgaben für Vergaben ab den EU-Schwellenwerten geregelt. Dazu zählen auch alle den 
Vergabeprozess betreffenden allgemeinen Vorgaben. Somit sind dort unter anderem auch Eig-
                                            
105
 Vgl. Gölnitz, H. (2011), S. 228.  
106
 Vgl. Broens, M./ Glock, C./ Grosse, E. (2015), S. 4f..  
107
 S. Art. 4 RL 2014/24/EU; § 106 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
108
 Vgl. BMWi (Hrsg.) (2015), S. 1f.. 
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nungs- und Zuschlagsgrundsatzregelungen zu finden.109 Eine Detaillierung der Regelungen sowie 
alle weiteren wesentlichen Vorgaben zum Vergabeprozess, sofern es sich um Liefer- und Dienst-
leistungen handelt, erfolgt zukünftig ausschließlich in der Vergabeverordnung. Dies hat zur Folge, 
dass der 2. Abschnitt der VOL/A, der bisher die detaillierten Regelungen zum Vergabeprozess für 
Liefer- und Dienstleistungen beinhaltete, gestrichen wird. Die Vertrags- und Vergabeordnung für 
Bauleistungen bleibt aber weiterhin bestehen.110 Diese wird jedoch gemäß der europäischen 
Vergaberechtsreform ebenso den neuen Regelungen angepasst.111 
Ein weiteres signifikantes Ziel der Reform des deutschen Vergaberechts ist die Umsetzung der 
reformierten EU-Vergaberichtlinien in deutsches Recht. Insbesondere soll dies in Hinblick auf die 
Stärkung der Berücksichtigung von nachhaltigen Aspekten in Einklang mit dem Wirtschaftlich-
keitsprinzip erfolgen.112 Die Stärkung von Nachhaltigkeitsaspekten im Einklang mit dem Wirt-
schaftlichkeitsprinzip ist dahingehend erwähnenswert, da das deutsche Vergaberecht ursprünglich 
reines Haushaltsrecht darstellte und vornehmlich den Zweck der Wirtschaftlichkeit bzw. Sparsam-
keit aufgrund der Verwendung von Steuergeldern verfolgte.113 Zur Berücksichtigung des genann-
ten Ziels wurde unmittelbar in den Vergabegrundsätzen des GWB eine Formulierungsänderung 
vorgenommen. In der bis 17.04.2016 geltenden Version des GWB wurde ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass Nachhaltigkeitsanforderungen zusätzlich in Vergaben integriert werden kön-
nen, wenn ein sachlicher Zusammenhang zum Auftragsgegenstand besteht und sich die Kriterien 
aus der Leistungsbeschreibung ergeben.114 In der neuen Version des GWB, rechtskräftig seit 
18.04.2016, heißt es nun zunächst ohne weitere Einschränkungen: „Bei der Vergabe werden 
Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale und umweltbezogene Aspekte nach Maß-
gabe dieses Teils berücksichtigt.“115 Inwiefern dieser Zielsetzung in Vergabeverfahren konkret 
rechtssicher und erfolgreich Rechnung getragen werden kann, wird in Kapitel 5.1.1 thematisiert. 
4.3 Gesetze und Verordnungen auf Landes- und Kommunalebene 
Da oberhalb der Schwellenwerte die europäischen Richtlinien bzw. die genannten nationalen 
Gesetze für die öffentliche Beschaffung gelten, existieren für Vergaben unterhalb der Schwellen-
werte vorrangig nationale bzw. Landes- und Kommunalregelungen. Ausgangspunkt für Vergaben 
unterhalb der EU-Schwellenwerte ist das Haushaltsrecht. Dieses begründet den in Kapitel 4.2 
erwähnten Grundsatz der Wirtschaftlichkeit bzw. Sparsamkeit.116 Einschränkend muss erwähnt 
                                            
109
 Vgl. BMWi (Hrsg.) (2015), S. 2. 
110
 Vgl. Broens, M./ Glock, C./ Grosse, E. (2015), S. 7. 
111
 Vgl. BMU (Hrsg.) (2016). 
112
 Vgl. BMWi (Hrsg.) (2015), S. 1.  
113
 Vgl. Diederichsen, L./ Renner, I. (2016), S. 274ff.. 
114
 S. § 97 Abs. 4 S. 2 GWB (i.d.F. vom 26. Juni 2013). 
115
 § 97 Abs. 3 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
116
 Vgl. Wagner, V./ Steinkemper, U. (2006), S. 551. 
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werden, dass in den jeweiligen Haushaltsordnungen (GemHVO) der Länder für die Kommunen 
meistens nur die Anwendung der öffentlichen Ausschreibung als Vergabeverfahren und der jewei-
lige Verweis auf weiterführende Verwaltungsvorschriften, Gesetze oder Erlasse der Länder zur 
Vergabe festgehalten ist. In den individuellen Vergabebestimmungen bzw. -grundsätzen ist wie-
derum ein Verweis auf die jeweiligen zu berücksichtigenden Abschnitte der Vergabe- und Ver-
tragsordnungen angegeben. Dabei ist anzumerken, dass der erste Abschnitt der Vergabe- und 
Vertragsordnungen für Bauleistungen in der Regel zu berücksichtigen ist, während der 1. Ab-
schnitt der VOL/A in den Bundesländern unterschiedlich zur Anwendung kommen kann.117 Diese 
zwei Vergabe- und Vertragsordnungen werden in dieser Arbeit nicht detailliert dargestellt, da sie 
keine weitreichenderen Regelungen zu Nachhaltigkeitsaspekten als die Ländervergabegesetze 
treffen. 
Da es auf Länderebene unterschiedliche Gesetze im Rahmen des Vergaberechts und insbesondere 
im Kontext nachhaltiger öffentlicher Beschaffung gibt,118 sollen zum einfacheren Verständnis und 
in Hinblick auf den Fokus dieser Arbeit die geltenden Gesetze am Beispiel von NRW erläutert 
werden. In der folgenden Tabelle 3 sind diese schematisch abgebildet. Dargestellt wird das 
Vergabegesetz des Landes NRW auch aus dem Grund, weil es als Best-Practice Beispiel auf dem 
Gebiet der länderspezifischen Regelungen hinsichtlich der Berücksichtigung von Nachhaltigkeits-
aspekten gilt. Die Besonderheit dieses Gesetzes ist, dass es umfassend Nachhaltigkeitsaspekte aller 
drei Dimensionen der Nachhaltigkeit beinhaltet.119 
  
                                            
117
 Vgl. Broens, M./ Glock, C./ Grosse, E. (2015), S. 5. 
In NRW ist keine verpflichtende Anwendung des 1. Abschnitts der VOL/A für Vergaben unterhalb der EU-
Schwellenwerte im TVgG-NRW enthalten (Vgl. Finanzministerium NRW (2016) (Hrsg.).), wird aber in den 
Vergabegrundsätzen des Landes NRW empfohlen. (S. Ziff. 5 Kommunale Vergabegrundsätze.) 
118
 Vgl. UBA (Hrsg.) (2014c). 
119
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Tabelle 3: Vergaberecht auf Länderebene am Beispiel NRW 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus Broens, M./ Glock, C./ Grosse, E. (2015), S. 7f. 
Wie aus Tabelle 3 zu entnehmen ist, gilt für das Land NRW zunächst die GemHVO NRW. In § 25 
der GemHVO NRW ist geregelt, dass grundsätzlich eine öffentliche Ausschreibung vorgenommen 
werden muss und alle weiteren Bestimmungen für die Vergabe den Vergabegrundsätzen zu 
entnehmen sind.120 In diesen Vergabegrundsätzen zur GemHVO NRW wird wiederum auf die 
entsprechenden Regelungen im TVgG-NRW verwiesen.121 Dies gilt insbesondere für die Regelun-
gen zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten in die Vergabeverfahren.122 Diese Gesetzeskons-
tellation gilt seit Erlass des TVgG-NRW im Mai 2012 bzw. seit April 2013, als auch die dazugehö-
rige RVO TVgG-NRW in Kraft trat.123 Allerdings befindet sich das TVgG-NRW derzeit im Novellie-
rungsprozess.124 Bisher ist es das einzige Gesetz auf Landesebene, das so weitreichende Regelun-
gen und Möglichkeiten zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten für unterhalb als auch ober-
halb der Schwellenwerte liegende Vergaben vorsieht.125 Dieser Aspekt wird in Kapitel 5.1.2 detail-
lierter erläutert. 
Als generellen Zweck benennt das TVgG-NRW die Förderung eines „fairen Wettbewerb[s] um das 
wirtschaftlichste Angebot bei der Vergabe öffentlicher Aufträge unter gleichzeitiger Berücksichti-
gung von Sozialverträglichkeit, Umweltschutz und Energieeffizienz sowie Qualität und Innovation 
                                            
120
 S. § 25 Abs. 2 GemHVO NRW. 
121
 S. Ziff. 2.2 Kommunale Vergabegrundsätze. 
122
 S. Ziff. 3.2 Kommunale Vergabegrundsätze. 
123
 Vgl. Brackmann, R. (2014), S. 311. 
124
 Vgl. Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.) (2016). 
125
 Vgl. Brackmann, R. (2014), S. 311. 
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der Angebote.“126 Die Rechtsverordnung zum TVgG-NRW konkretisiert die besonders nachhaltig-
keitsrelevanten §§ 17 bis 19 zu Aspekten des Umweltschutzes, der Energieeffizienz, sozialen 
Kriterien und Maßnahmen zur Förderung von Frauen und der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie.127 Im Fokus dieser Arbeit stehen die in § 17 TVgG-NRW angeführten Aspekte zu umwelt-
freundlicher und energieeffizienter Beschaffung und die in § 18 TVgG-NRW genannten sozialen 
Kriterien zur Integration in die öffentliche Beschaffung.128 Wie die konkreten Regelungen zu 
ökologischer und sozialer Nachhaltigkeit aussehen, wird in Kapitel 5.1.2 erläutert. 
Über dieses Gesetz hinaus kann es weitere Regelungen zu Vergaben auf kommunaler Ebene 
geben. Beispielhaft und in Bezug auf den Fokus dieser Arbeit werden die zu Vergaben getroffe-
nen Regelungen der Stadt Bonn dargestellt. Die aktuelle VO der Bundesstadt Bonn wurde im Mai 
2011 beschlossen und betrifft grundsätzlich alle Vergaben der Stadt Bonn, sofern keine Einzelfall-
regelungen getroffen wurden.129 In Hinblick auf Nachhaltigkeitsaspekte in der öffentlichen Be-
schaffung wird auf die VGDA der Stadt Bonn verwiesen.130 Grundsätzlich wird aber bereits in der 
VO festgelegt, dass die Stadt Bonn „im Sinne einer nachhaltigen Beschaffungspolitik soziale Be-
lange und Umweltschutzkriterien bei der städtischen Auftragsvergabe“131 berücksichtigt. 
5 Rechtliche und politische Erfolgsfaktoren für nachhaltige öffentliche 
Beschaffung 
5.1 Konkrete Verankerung von Regelungen zu Nachhaltigkeitsaspekten in das deut-
sche Vergaberecht 
An den in Kapitel 4 erläuterten gesetzlichen Rahmen für nachhaltige öffentliche Beschaffung 
knüpfen die rechtlichen und politischen Erfolgsfaktoren für nachhaltige öffentliche Beschaffung 
an. In diesem Kontext ist als Erfolgsfaktor die konkrete Verankerung von Regelungen zu Nachhal-
tigkeitsaspekten in das deutsche Vergaberecht zu nennen. Inwiefern diese Verankerung bereits 
vorhanden ist, wird im Folgenden erläutert und sowohl anhand der Regelungen für Vergaben 
oberhalb der EU-Schwellenwerte (siehe dazu Kapitel 5.1.1) als auch denen für Vergaben unter-
halb der EU-Schwellenwerte (siehe dazu Kapitel 5.1.2) analysiert. 
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 § 1 TVgG-NRW. 
127
 S. § 1 Abs. 1 RVO TVgG-NRW. 
128
 S. §§ 4, 17-19 TVgG-NRW. 
129
 S. Ziff. 1.1 VO der Bundesstadt Bonn. 
130
 S. Ziff. 2.2 VO der Bundesstadt Bonn. 
131
 Ziff. 2.2 VO der Bundesstadt Bonn. 
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5.1.1 für Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte 
Für Vergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte können Kommunen gemäß der dafür zu berück-
sichtigenden Gesetze (RL 2014/24/EU, 4. Teil GWB und VgV, sofern es sich um Vergaben von 
Leistungen handelt132) wie folgt bereits rechtssicher Nachhaltigkeitsaspekte in Vergaben integrie-
ren: 
1. In der Leistungsbeschreibung bzw. in den technischen Anforderungen: 
Die Leistungsbeschreibung dient dazu, die Merkmale der auszuschreibenden Leistung genauer zu 
definieren und beschreibt zwingende Anforderungen an die Leistung.133 Zu den zu beschreiben-
den Leistungsmerkmalen zählen nach § 31 Abs. 3 VgV auch ausdrücklich Nachhaltigkeitsmerkma-
le. Dies gilt unabhängig davon, ob sich die Merkmale auf die Herstellung oder Erbringung der 
Leistung oder auf einen Teil in der Produktions- oder Lieferkette beziehen. Gewährleistet sein 
muss allerdings eine Verbindung zum Auftragsgegenstand und die Nachhaltigkeitsmerkmale 
müssen im Verhältnis zum jeweiligen Beschaffungsziel und dessen Wert stehen.134 Die Leistungs-
merkmale können unter anderem in Form von technischen Anforderungen wie zum Beispiel 
Klimaleistungsstufen definiert werden.135 Eine Nachweisführung dieser muss von den Bietern 
erbracht werden und ist gemäß § 34 VgV durch Gütezeichen möglich, sofern der Auftraggeber 
dies vorsieht.136 Zu beachten sind dahingehend die Anforderungen an die Verwendung von Güte-
zeichen, die im gleichen Paragraphen festgelegt sind. All diese Anforderungen entsprechen letzt-
endlich den weiterhin geltenden, in Kapitel 4.1 genannten EU-Grundsätzen der Gleichbehand-
lung, der Nichtdiskriminierung, der gegenseitigen Anerkennung sowie Verhältnismäßigkeit und 
Transparenz.137 
2. In den Voraussetzungen für die Eignung des Bieters: 
Eine weitere Möglichkeit Nachhaltigkeitsaspekte in die jeweiligen Vergaben zu integrieren ist 
Eignungskriterien für die Bieter festzulegen. Diese entsprechen Mindestanforderungen an die 
potentiellen Bieter, die bereits zur Angebotsabgabe vorliegen müssen.138 Die Integrationsmöglich-
keit von Nachhaltigkeitsaspekten ist dort explizit in der technischen und beruflichen Leistungsfä-
higkeit der Bieter berücksichtigt. Mögliche Kriterien, die Nachhaltigkeitsaspekte adressieren kön-
nen, sind bspw. die Forderung zur Angabe des Lieferkettenmanagements bzw. 
                                            
132
 Wie in Kapitel 4.2 bereits erläutert, wird von der Darstellung der Regelungen für Bauleistungen abgese-
hen, da dort keine weitergehenden Regelungen zu Nachhaltigkeitsaspekten im Vergleich zur VgV getrof-
fen sind. 
133
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 180. 
134
 S. § 31 Abs. 3 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
135
 S. §§ 31 Abs. 2 S. 2, 32 Abs. 1 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016); Anlage 1 zu § 31 Abs. 2 VgV (i.d.F. vom 
12. April 2016). 
136
 S. § 32 Abs. 1; § 34 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
137
 Vgl. UBA (Hrsg.) (2014b), S. 3. 
138
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 179. 
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-überwachungssystems oder die Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Bieter für 
den Auftrag anwendet.139 Die Forderung nach Zertifizierungen im sozialen Nachhaltigkeitskontext 
ist in den Kriterien zur Eignung des Bieters noch nicht möglich.140 Allerdings können Bieter, die 
bspw. gegen ökologische und soziale rechtliche Verpflichtungen verstoßen, jederzeit vom Verga-
beverfahren ausgeschlossen werden.141 
3. Als Zuschlagskriterium: 
Am deutlichsten wird die Möglichkeit der Integration nachhaltiger Aspekte in die jeweiligen 
Vergaben mit der Bestimmung der Zuschlagskriterien. Den Zuschlag erhält der Bieter, der die 
Zuschlagskriterien erfüllt und damit das wirtschaftlichste Angebot abgegeben hat. Das wirtschaft-
lichste Angebot bestimmt sich über das beste Preis-Leistungsverhältnis, das wiederum über 
Preis/Kosten und ökologische und soziale Kriterien bestimmt werden kann.142 Es steht dem Auf-
traggeber auch frei hinsichtlich des Zuschlagskriteriums der Kosten als Bewertungsmaßstab das 
Lebenszykluskostenprinzip vorzuschreiben. Die Vorgaben und Einschränkungen bezüglich der 
Vorgehensweise zur Ermittlung der Lebenszykluskosten sind im Gesetzestext der VgV bestimmt.143 
Diese Einschränkungen stehen im Zeichen der übergeordneten Gewährleistung eines wirksamen 
Wettbewerbs.144 Zu möglichen ökologischen und sozialen Kriterien zählen unter anderem die 
„Zugänglichkeit der Leistung insbesondere für Menschen mit Behinderung, […] soziale, umwelt-
bezogene und innovative Eigenschaften sowie Vertriebs- und Handelsbedingungen.“145 Die fest-
gelegten Zuschlagskriterien werden seitens des Auftraggebers gewichtet und bekannt gege-
ben.146 Die spätere Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebots erfolgt mittels Bewertungsmatrix, 
in der die Angebote hinsichtlich der Erfüllung der Kriterien bewertet werden.  
4. Als zusätzliche Ausführungsbedingung: 
Im Gegensatz zu den bereits aufgeführten Nachhaltigkeitskriterien müssen geforderte Ausfüh-
rungskriterien/ -bedingungen erst bei Ausführung der Leistung und nicht schon bei Angebotsab-
gabe durch den Auftragnehmer erbracht werden.147 Auch für die Festlegung dieser Kriterien ist 
ausdrücklich im Gesetz die Möglichkeit eingeräumt worden „wirtschaftliche, innovationsbezoge-
ne, umweltbezogene, soziale oder beschäftigungspolitische“148 Aspekte einzubeziehen. In der 
VgV werden diese Aspekte allerdings nicht weiter konkretisiert. Geregelt ist nur die Nachweisfüh-
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 S. § 46 Abs. 3 Nr. 4, 7 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
140
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 179. 
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 S. § 124 Abs. 1 S. 1 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
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 S. § 127 Abs. 1 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
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 S. § 59 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
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 S. § 127 Abs. 4 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
145
 § 58 Abs. 2 Nr. 1 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
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 S. § 58 Abs. 3 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
147
 Vgl. Wilhaus, A. (2015), S. 179. 
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 § 128 Abs. 2 GWB (i.d.F. vom 17. Februar 2016). 
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rung für diese Kriterien, die den zu erbringenden Nachweisen im Rahmen der Leistungsbeschrei-
bung entspricht.149 Beispiele für mögliche Aspekte finden sich aber in den Erwägungsgründen der 
EU-Vergaberichtlinien. Im Gegensatz zu den Eignungskriterien des Bieters, die sich auf ökologi-
sche Aspekte konzentrieren, werden an dieser Stelle auch explizit Beispiele für sozial nachhaltige 
Kriterien, wie bspw. die Erfüllung der Kernarbeitsnormen der International Labour Organization 
(ILO)150 oder die Verpflichtung zur Ausbildung von Jugendlichen genannt.151 
Die Ausführungen machen deutlich, dass bereits eine konkrete Verankerung von verschiedenen 
Möglichkeiten zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten im deutschen Vergaberecht für ober-
halb der EU-Schwellenwerte liegende Vergaben umgesetzt wurde. Wenngleich die Integration der 
Nachhaltigkeitskriterien, wie beschrieben, teilweise mit Einschränkungen bzw. Auflagen verbun-
den ist.  
5.1.2 für Vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte 
Jenseits der Verankerung von Integrationsmöglichkeiten im Vergaberecht für oberhalb der EU-
Schwellenwerte liegende Vergaben, sind auch bereits für Vergaben unterhalb der Schwellenwerte 
Integrationsmöglichkeiten bzw. zum Teil sogar Verpflichtungen zur nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffung in nationalen Gesetzen verankert worden. Im Fall der NRW-Kommunen gelten die 
Regelungen des TVgG-NRW und der dazugehörigen RVO.152 
Auf eine herausstechende Regelung sei, wie bereits in Kapitel 4.3 angedeutet, vorweg hingewie-
sen: Das TVgG-NRW hat alle bundesrechtlichen Regelungen zu Nachhaltigkeitsaspekten auch auf 
die Vergaben unterhalb der EU-Schwellenwerte übertragen und andersherum für Vergaben ober-
halb der Schwellenwerte unter anderem die §§ 17 und 18 TVgG-NRW verpflichtend gemacht.153 
Einschränkend muss allerdings erwähnt werden, dass das TVgG-NRW nur für die Vergaben An-
wendung findet, die ein Vergabeverfahren benötigen. Demnach fallen Beschaffungen unter ei-
nem Auftragswert von 500 Euro ohne Umsatzsteuer nicht in den Geltungsbereich des TVgG-
NRW. Weiter einschränkend sieht das TVgG-NRW die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspek-
ten nur für den Hauptleistungsgegenstand der Beschaffung bzw. für den wesentlichen Bestandteil 
einer Dienst- oder Bauleistung vor.154 
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 S. § 61 VgV (i.d.F. vom 12. April 2016). 
150
 Die ILO-Kernarbeitsnormen sollen als weltweit anerkannter Standard dienen, um zu verhindern, dass 
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 Vgl. Brackmann, R. (2014), S. 312. 
153
 S. § 2 Abs. 1, 5 TVgG-NRW; Vgl. Brackmann, R. (2014), S. 311. 
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Jenseits dieser Einschränkungen sind im TVgG-NRW folgende konkrete nachhaltigkeitsrelevante 
Regelungen verankert. Der genannte § 17 TVgG-NRW sieht die verpflichtende Berücksichtigung 
von ökologischen Aspekten und Kriterien zur Energieeffizienz generell und speziell in den Leis-
tungsbeschreibungen vor. Als Kriterien zum Nachweis dieser sind Umweltzeichen wie der Blaue 
Engel oder gleichwertige Gütezeichen vorgesehen.155 Bei der letztendlichen Ermittlung des wirt-
schaftlichsten Angebots sind ebenso Kriterien hinsichtlich ökologischer Nachhaltigkeit vorgege-
ben. Zur Ermittlung sind nicht nur die Anschaffungskosten, sondern insbesondere die Lebenszyk-
luskosten unter Berücksichtigung des Energieverbrauchs und der Entsorgung zu berücksichti-
gen.156 Bei der Verwendung des Lebenszykluskostenprinzips wird dem öffentlichen Auftraggeber 
insofern Handlungsspielraum eingeräumt, als dass dieser über den Umfang der Verwendung in 
Abwägung des administrativen Aufwands zu „den zu erwartenden Vorteilen für die Wirtschaft-
lichkeit, den Umweltschutz und die Energieeffizienz“157 entscheiden kann. Eine weitere Auflage 
des TVgG-NRW sieht im Vorfeld einer Beschaffung eine Bedarfsanalyse unter der Prüfung einer 
„umweltfreundlichen und energieeffizienten Systemlösung“158 vor. Zu den allgemein verankerten 
Regelungen und Möglichkeiten zu ökologisch nachhaltiger öffentlicher Beschaffung im TVgG-
NRW enthält die RVO zum TVgG-NRW auch detailliert beschriebene Möglichkeiten und Hand-
lungsempfehlungen zur Integration ökologischer Aspekte in Vergaben zu Bauleistungen.159 Dar-
über hinaus sind in der RVO „Sonderregelungen für Recycling-, Papier- und Holzprodukte sowie 
Entsorgungsdienstleistungen“160 formuliert. Diese produkt- bzw. leistungsspezifischen Regelun-
gen und Möglichkeiten zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung werden an dieser Stelle nicht bis 
ins Detail beschrieben. Durch die Erwähnung dieser soll vorrangig deutlich werden, welche um-
fangreichen Soll- und Kann-Formulierungen zu ökologisch nachhaltiger Beschaffung im TVgG-
NRW vorhanden sind. Zu deren Berücksichtigung sind die Beschaffungsstellen einerseits verpflich-
tet, können diese aber auch direkt nutzen, da konkrete Handlungsempfehlungen und Vorgaben 
hinsichtlich der Integration ökologischer Kriterien beschrieben sind.161 
Ähnlich detaillierte Regelungen und Möglichkeiten sehen das TVgG-NRW und die RVO auch 
hinsichtlich der Berücksichtigung sozialer Kriterien in der öffentlichen Beschaffung vor. Gemäß § 
18 TVgG-NRW müssen die Beschaffungsstellen im Rahmen der Ausführungsbedingungen die 
Bieter dazu verpflichten, bei der Ausführung der Leistung keine Waren zu verwenden, die gegen 
die ILO-Kernarbeitsnormen verstoßend hergestellt oder gewonnen wurden. Als Nachweis ist eine 
Verpflichtungserklärung bei Angebotsabgabe entsprechend des angefügten Mustervordrucks in 
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der RVO TVgG-NRW einzureichen.162 Damit wird der Durchgriff der öffentlichen Auftraggeber auf 
den direkten Auftragnehmer sowie seine Zulieferbetriebe deutlich.163 An dieser Stelle muss die 
Einschränkung und Kritik angebracht werden, dass diese Nachweispflicht teilweise abgeschwächt 
bzw. ausgehebelt werden kann. Zum einen sind Selbsterklärungen der Bieter zulässig164 und zum 
anderen ist es zulässig, keine Erklärung abzugeben, sofern die Bieter nach Beachtung der Sorg-
faltspflichten eines ordentlichen Kaufmanns keine Erklärung abgeben können.165 
Neben der verpflichtenden Anforderung der Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen werden in der 
RVO TVgG-NRW weitere „besondere Regelungen zur Beschaffung von fair gehandelten Produk-
ten“166 getroffen. Öffentlichen Auftraggebern wird die Möglichkeit gegeben, als Leistungsgegen-
stand nur fair gehandelte Produkte zu definieren. Diese Möglichkeit ist allerdings an die Gewähr-
leistung der bereits erwähnten vergaberechtlichen EU-Grundsätze gebunden. Ferner gilt dies nur 
für die konkret zu beschaffenden Produkte und nicht für die generelle Einkaufspolitik des Bieters. 
Soll diese Berücksichtigung finden, muss eine entsprechende Anforderung im Rahmen der Auf-
tragsausführungsbedingungen formuliert werden.167 Über die dargestellten Aspekte zu nachhalti-
ger öffentlicher Beschaffung hinaus werden weitere Nachhaltigkeitsaspekte thematisiert, aber an 
dieser Stelle nicht weiter erläutert, da diese teilweise auf die nicht mehr gültige Version der VgV168 
Bezug nehmen. Ein Beispiel dafür sind die Vorgaben zur Energieeffizienz bei Beschaffungen.169 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das TVgG-NRW und die RVO generell Nachhaltig-
keitsaspekte in jedem Abschnitt der Vergabe, namentlich in der Leistungsbeschreibung, der Eig-
nung, den Zuschlagskriterien oder auch in den Bestimmungen zur Auftragsausführung, verankert 
haben und zum Teil sogar verpflichtend vorschreiben.170 Nichtsdestotrotz bleibt es größtenteils 
dem öffentlichen Auftraggeber überlassen, wie und in welchem Umfang die Anwendung der 
gegebenen rechtlichen Integrationsmöglichkeiten erfolgt.171 Dabei ist es von Bedeutung, dass die 
Kommunen die Möglichkeiten aber auch Verpflichtungen, die in rechtlichen Rahmenwerken zu 
nachhaltiger öffentlicher Beschaffung bereits bestehen, wahrnehmen.172 Es ist aber zu bedenken, 
dass zu detaillierte Regelungen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung im Vergaberecht auch 
nachteilig sein können. Die Mitarbeiter in Kommunen, die mit Beschaffungstätigkeiten betraut 
sind und sich dementsprechend auch mit dem Vergaberecht auseinandersetzen müssen, nehmen 
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bereits eine hohe Regelungsdichte wahr.173 Eine weitere Detaillierung oder Ausweitung der ge-
setzlichen Bestimmungen könnte dies noch verstärken. Ebenso erschwert grundsätzlich die Viel-
zahl der verschiedenen Gesetze/Verordnungen/Anweisungen die rechtssichere Umsetzung für die 
Mitarbeiter.174 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Inhaltlich hat das TVgG-NRW für die öffentliche Beschaffung der Stadt Bonn keine weitgehenden 
Veränderungen nach sich gezogen, da bereits auf kommunaler Ebene detaillierte rechtlich veran-
kerte Umsetzungsmöglichkeiten für nachhaltige öffentliche Beschaffung existieren. Allerdings 
dient das Gesetz als wichtige offizielle Berechtigung für nachhaltige öffentliche Beschaffung. Es 
bietet eine bessere Rechts- und Argumentationsgrundlage, wenn die Integration von Nachhaltig-
keitsaspekten in Beschaffungsprozesse diskutiert wird. In der Praxis zeigt sich allerdings auch, dass 
die Gesetze nicht nur förderlich sind, sondern auch dazu verpflichten können, Formalitäten einzu-
halten, die nicht zwingend eine glaubwürdige nachhaltige öffentliche Beschaffung zur Folge 
haben. Dieser Sachverhalt wird anhand einer Teilbestimmung des TVgG-NRW näher erläutert. Das 
Beschaffungswesen der Stadt Bonn kommt mit der Einforderung von Bietererklärungen zu den 
ILO-Kernarbeitsnormen in den Vergabeprozessen den Regelungen des TVgG-NRW nach. Dabei 
kann es sich auch um Eigenerklärungen ohne weitere konkrete Nachweise handeln. Somit ist 
nicht zwingend gewährleistet, dass ein vorbildlich nachhaltig wirtschaftendes Unternehmen den 
Beschaffungsauftrag erhält. Darüber hinaus sind es nicht nur Regelungen wie die eben beschrie-
bene, welche die ursprüngliche Intention nachhaltiger öffentlicher Beschaffung verfehlen. Hinzu-
kommt, dass die reine Vielzahl an Vorschriften im Vergaberecht die rechtssichere und nachhaltige 
Beschaffung nicht erleichtert. Wünschenswert wären daher weniger Reformen und eine kompri-
mierte Anzahl an Vorschriften.175 
Was die rechtliche Verankerung von Umsetzungsmöglichkeiten zu nachhaltiger öffentlicher Be-
schaffung im Beschaffungswesen der Stadt Bonn betrifft sind diese in der VGDA der Stadt Bonn 
geregelt. Es werden einerseits die Integrationsmöglichkeiten der übergeordneten Gesetze und 
Verordnungen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung aufgegriffen und andererseits hat die 
Stadt Bonn dort weitere davon unabhängige Bestimmungen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaf-
fung getroffen. Die VGDA hat ihren Ursprung in der in Kapitel 4.3 beschriebenen VO der Stadt 
Bonn, die auf die VGDA verweist und die Handlungsansätze zu nachhaltiger öffentlicher Beschaf-
fung konkretisiert.176 In der genannten VGDA findet sich wiederum der Verweis auf die Anlage zu 
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Ziff. 1.3 der VGDA „Berücksichtigung von Sozialstandards- und Umweltschutzkriterien bei der 
Vergabe von Aufträgen“.177 Zur Berücksichtigung sozial nachhaltiger öffentlicher Beschaffung ist 
in dieser Anlage ausdrücklich die Anforderung formuliert, von den Bietern die Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen zu fordern.178 Um dies umzusetzen, muss die Vergabestelle recherchieren, ob 
grundsätzlich Produkte existieren, die mittels Gütezeichen nachweisen können, dass die Kernar-
beitsnormen eingehalten werden. Ebenso wird bei Angebotsabgabe zu sensiblen Produktberei-
chen eine Erklärung des potentiellen Auftragnehmers verlangt, die auch später Vertragsbestand-
teil wird. Darüber hinaus ist für diese Vergaben ein jährlicher Bericht anzufertigen.179 Neben den 
sozialen Kriterien werden auch ökologische Aspekte zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung in 
der VGDA geregelt. Auch bei diesen wird im Vorfeld der Beschaffung gefordert, dass die Beschaf-
fungsverantwortlichen recherchieren, inwiefern bereits zu den zu beschaffenden Produkten und 
Leistungen umweltfreundliche Alternativen existieren. Dazu gibt die VGDA konkrete Informati-
onsangebote an die Hand.180 Für bestimmte Produktgruppen werden in der VGDA darüber hinaus 
spezifische Anforderungen, die bei der Beschaffung dieser zu beachten sind, formuliert. Unab-
hängig davon wird zur Auswahl der Produkte und Leistungen die Betrachtung des gesamten 
Lebenszyklus für alle Beschaffungen gefordert.181 
Zusammenfassend sind es allerdings mehrheitlich Kann-Formulierungen, die zu nachhaltiger 
öffentlicher Beschaffung getroffen sind und es ist eine detaillierte Auseinandersetzung mit der 
Vielzahl der zu beachtenden Gesetze, Verordnungen und kommunalen Anweisungen notwendig. 
Um den Kann-Formulierungen mehr Substanz zu verleihen, führt das Referat Vergabedienste mit 
dem zuständigen Fachamt ein Projekt zur Beschaffung nachhaltiger Dienstbekleidung für das 
Grünflächenamt durch. Mit der Formulierung konkreter nachhaltiger Anforderungen und zwin-
gender Nachweispflichten werden die potentiellen Bieter dazu aufgefordert, glaubwürdig nach-
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5.2 Politisches Bekenntnis 
Die im vorherigen Kapitel dargestellte konkrete Verankerung von Regelungen zu Nachhaltigkeits-
aspekten in das deutsche Vergaberecht und die notwendige Anwendung dieser Möglichkeiten 
durch Kommunen sind wichtige erfolgsversprechende Faktoren. Sie sind aber keine Garantie für 
eine erfolgreiche Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung.183 Auch jenseits der Gesetze 
und Verordnungen ist Politisches Bekenntnis als Unterstützung für die kommunale Beschaffung 
notwendig. Es werden konkrete Aktionspläne und Beschlüsse benötigt.184 Insbesondere auf 
kommunaler Ebene muss es von den politischen Führungskräften die notwendige politische Rü-
ckendeckung für das Beschaffungswesen geben.185 Nachhaltigkeitsorientierte Beschaffungsprakti-
ken müssen so beworben und unterstützt werden, dass ausreichend Ressourcen bereitgestellt 
werden.186 Ein Mittel kann ein Ratsbeschluss zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung sein. Dieser 
stellt zunächst für die Mitarbeiter im Beschaffungswesen eine rechtssichere Grundlage dar und 
schärft das Bewusstsein für das Thema. Aber auch außerhalb der Kommunalverwaltung kann eine 
solche Grundsatzentscheidung ein wichtiges politisches Signal senden.187 Es zeigt einerseits die 
Vorbildfunktion der Kommune188 und andererseits werden Bürgerinnen und Bürger für das Thema 
sensibilisiert, sodass im besten Fall eine positive Identifizierung mit der Kommune erfolgt.189 Aller-
dings reicht eine derartige alleinige Grundsatzentscheidung oft nicht aus. Es bedarf darüber hin-
aus einer konkreten Dienstanweisung. Nur umsetzbare Verwaltungsvorschriften können dazu 
beitragen, lang bestehende Strukturen und Handlungsmuster in der öffentlichen Beschaffung, die 
geprägt sind von knappen Haushaltsmitteln, aufzubrechen und im Sinne einer nachhaltigen Be-
schaffung neu auszurichten.190 Sofern keine generelle Dienstanweisung erlassen wird, welche die 
grundsätzliche Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten konkretisiert, kann ein erster Schritt 
auch ein Beschluss sein, der sich auf einzelne Produktgruppen bezieht.191 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Für die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung gab es in Bonn bereits in den 1990er 
Jahren aus der Politik und der Verwaltung erste Impulse.192 Damals ging es vorrangig um Umwelt-
schutzthematiken wie bspw. nachhaltige Holzbeschaffung oder das Verwendungsverbot von 
schädlichem Polyvinylchlorid (PVC).193 In den 2000er Jahren rückten soziale Kriterien in den Vor-
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dergrund der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung in Bonn. Seit dem Jahr 2004 existiert ein 
Ratsbeschluss zur Vermeidung der Beschaffung von Produkten und Leistungen, die in Verbindung 
mit ausbeuterischer Kinderarbeit stehen. Zur Umsetzung dessen wurde der Informationsaustausch 
innerhalb der Verwaltung forciert, um dringende Handlungsfelder zu definieren und eine Bieter-
erklärung zu entwickeln, die bei Angebotsabgabe einzureichen ist.194 Diesem Ratsbeschluss folgte 
ein weiterer im Jahr 2010. Es sollte nicht mehr nur Kinderarbeit ausgeschlossen werden, sondern 
darüber hinaus im Rahmen der Auftragsdurchführungsbedingungen von den Bietern gefordert 
werden, alle ILO-Kernarbeitsnormen einzuhalten.195 Wiederzufinden sind diese Beschlüsse in den 
in Kapitel 5.1.2 beschriebenen konkreten Be-stimmungen der VO und VGDA der Stadt Bonn.196 
Maßgeblich vorangetrieben wurden diese Prozesse in der Vergangenheit von individuellen Persön-
lichkeiten auf der Führungsebene wie auch in der Belegschaft, die initiativ handelten.197 Durch die 
von diesen Personen angestoßenen und mitgetragenen Beschlüsse sowie die Förderung von Pro-
jekten, wie beispielweise das im Kapitel 5.1.2 erwähnte Projekt Beschaffung nachhaltiger 
Dienstbekleidung für das Grünflächenamt, konnte nachhaltige öffentliche Beschaffung in Bonn 
etabliert werden. Dies verdeutlicht einen weiteren Erfolgsfaktor: Den Willen der Beteiligten zum 
aktiven Handeln. 
Es muss gelingen, dass Beschaffer eigenständig im Bewusstsein nachhaltigen Handelns Vergaben 
durchführen. Dies sollte nicht durch eine Vorschrift, sondern vielmehr aufgrund des eigenen 
Engagements, nachhaltig beschaffen zu wollen, bewirkt werden. Dies würde in der Fortführung 
nach sich ziehen, dass Nachhaltigkeitskriterien für die verschiedenen Beschaffungen berücksichtigt 
und für zukünftige Beschaffungen ebenso festgeschrieben werden. Dann stellt nachhaltige öf-
fentliche Beschaffung keine Besonderheit mehr dar, sondern ist zur Regel geworden.198 
5.3 Leitfäden, Nachhaltigkeitskriterien und Nachweismöglichkeiten 
Neben dem politischen Bekenntnis tragen auch Leitfäden, Nachhaltigkeitskriterien und Nach-
weismöglichkeiten zu einer erfolgreichen Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung bei. 
Leitfäden werden oft von unterschiedlichen politischen Ebenen und Initiativen, wie bspw. der 
europäischen Kommission oder ICLEI – Local Governments for Sustainability, einem weltweiten 
Verband von Kommunen, veröffentlicht. Sie helfen unter anderem Nachhaltigkeitskriterien ge-
nauer zu definieren und erleichtern durch den Rückgriff darauf den Beschaffern die Integration 
von Nachhaltigkeitsaspekten in die Vergabe.199 Leitfäden können den Beschaffern ebenso konkre-
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te Kriterien im großen Bedeutungsfeld der Nachhaltigkeit an die Hand geben und damit eine 
eindeutigere Vorstellung davon vermitteln, was für nachhaltige Produkte und Leistungen zu for-
dern ist.200 Wichtig ist, dass die Kriterien „einfach, überschaubar und transparent“ sind.201 Durch 
die Angabe von derartigen konkreten Nachhaltigkeitskriterien kann darüber hinaus zusätzlicher 
Arbeits- und Zeitaufwand gespart werden, da die Beschaffungsverantwortlichen ansonsten eigen-
ständig Nachhaltigkeitskriterien formulieren müssten.202  
Leitfäden können sich generell entweder auf eine bestimmte Nachhaltigkeitsdimension bezie-
hen203 oder Nachhaltigkeitsaspekte aus Sicht einzelner Produktgruppen und deren individuellem 
nachhaltigen Potenzial thematisieren. Beispiele dafür finden sich im Anhang des Jahresberichts 
der Allianz für nachhaltige Beschaffung aus dem Jahr 2014.204 Außerdem können Leitfäden ver-
ständlich aufzeigen, was gesetzlich im Rahmen der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung mög-
lich ist und so den Beschaffern Unsicherheit nehmen, die die umfangreichen gesetzlichen Rege-
lungen nicht anzuwenden wissen.205 
Eingebunden in Leitfäden sind oftmals auch multinationale Standards. Die Kriterien dieser Stan-
dards können in Leistungsbeschreibungen übernommen werden und ein Nachweis zur Einhaltung 
dieser kann wiederum über ein passendes Gütezeichen oder einen vergleichbaren Nachweis erfol-
gen.206 Besonders die Anwendung von Gütezeichen wurde mit der aktuellen Reform der europäi-
schen Vergaberichtlinien gestärkt. Da die Verwendung von Gütezeichen allerdings an einige 
Anforderungen zum Zweck der Gewährleistung der EU-Vergabegrundsätze gekoppelt ist, gibt es 
derzeit nur eine begrenzte Anzahl der rechtssicher zu verwendenden Gütezeichen. Dazu zählen 
bspw. das EU-Ecolabel, das EU-Bio-Siegel oder auch der Blaue Engel. Diese beziehen sich aller-
dings auf ökologische Kriterien. Gütezeichen, die sozial nachhaltige Aspekte bescheinigen, gibt es 
bisher in noch geringerer Anzahl.207 Als Beispiel für einzelne Produktgruppen können das Fairtra-
de-Siegel, das Waren aus fairem Handel nach einem standardisierten System der Zertifizierungs-
gesellschaft FLO-CERT GmbH kennzeichnet208 oder das GoodWeave-Siegel für Teppiche genannt 
werden. Letzteres bescheinigt, dass die jeweiligen Teppiche ohne ausbeuterische Kinderarbeit 
hergestellt wurden.209 Neben solchen Gütesiegeln sind, wie in Kapitel 5.1.1 beschrieben, Zertifika-
te zu Umweltmanagementsystemen oder zur Einhaltung von Sozialstandards bei der Auftragsaus-
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führung eine weitere Form von Nachweisen für die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien. Aner-
kannt ist vorrangig das Eco-Management and Audit Scheme (EMAS)-Zertifikat für die ökologische 
Komponente und für Sozialstandards die Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen durch den Nach-
weis mittels SA8000-Zertifizierung.210 
Allgemein können durch solche Nachweise Nachhaltigkeitsanforderungen standardisiert werden 
und Aufwendungen für weitere Nachweise seitens der Auftragnehmer oder Aufwendungen für 
Kontrollen seitens der Auftraggeber reduziert werden.211 Derzeit müssen sich Kommunen häufig 
auf Selbstauskünfte und -erklärungen von Bietern, die auch rechtlich zulässig sind,212 verlassen, da 
keine Kapazitäten für Kontrollen vorhanden sind.213 Eine Zertifizierung würde den Auftraggebern 
Sicherheit geben und Kontrollaufwand ersparen, da Eigenerklärungen der Bieter falsch sein kön-
nen. Daher sollte die Politik unter Einbindung von Kommunen und der Wirtschaft an einheitli-
chen, multinationalen Standards und Gütezeichen arbeiten und diese entsprechend kommunizie-
ren, um die Anwendbarkeit dieser in Vergaben und im anschließenden Vergleich der Angebote 
nutzen zu können.214 Dies würde sowohl auf der Seite der Beschaffer als auch bei potentiellen 
Auftragnehmern bessere Orientierung schaffen.215 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Solche Nachhaltigkeitskriterien, die der rechtssicheren Umsetzung dienen sollen, bietet die in 
Kapitel 5.1.2 dargestellte Aufstellung konkreter Nachhaltigkeitskriterien für einzelne Produkt-
gruppen in der VGDA der Stadt Bonn. Die Beschaffungsmitarbeiter können auf konkrete Nachhal-
tigkeitskriterien in Leitfäden zurückgreifen, was wiederum die Integration von Nachhaltigkeitsas-
pekten in die Vergabe erleichtert und Zeit- und Arbeitsaufwand spart. Für eine umfassendere 
Hilfestellung durch Leitfäden, bundes- oder europaweit erarbeitete einheitliche Kriterien und 
Nachweismöglichkeiten sind allerdings, wie in den Ausführungen zum genannten Erfolgsfaktor 
beschrieben, die Bundespolitik bzw. übergeordnete politische Initiativen gefragt. 
Durch die Mitgliedschaft der Stadt Bonn in Verbänden wie ICLEI216 kann das Beschaffungswesen 
der Stadt Bonn aber zumindest bedingt Einfluss auf die Weiterentwicklung solcher Hilfestellungen 
nehmen bzw. von den zur Verfügung gestellten Leitfäden profitieren. Inwiefern davon in der 
öffentlichen Beschaffung der Stadt Bonn Gebrauch gemacht wird und wie stark Leitfäden, Nach-
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haltigkeitskriterien und Nachweismöglichkeiten genutzt werden, ergibt sich aus der Analyse aller-
dings nicht. 
6 Kommunalinterne Erfolgsfaktoren für nachhaltige öffentliche Be-
schaffung 
6.1 Mitarbeiterinformation und -qualifizierung 
Die umfassende Nutzung von Leitfäden und die rechtssichere Integration von Kriterien und Nach-
weismöglichkeiten steht unweigerlich in Zusammenhang mit der Vielzahl von zu beachtenden 
Gesetzen, Verordnungen und Anweisungen, die, wie aus Kapitel 5.1 hervorgeht, wiederum je 
nach Beschaffungsauftrag zusätzlich variieren können. Für Mitarbeiter, die mit Beschaffungstätig-
keiten betraut sind, entsteht immer neuer Arbeitsaufwand, um die entsprechenden aktuellen 
Bestimmungen und Möglichkeiten zur Integration von Nachhaltigkeitsaspekten zu kennen.217 Die 
Mitarbeiter müssen sich zum einen im Vorfeld des Vergabeprozesses damit auseinandersetzen, 
inwiefern sie Nachhaltigkeitsaspekte integrieren wollen und zum anderen müssen sie wissen, 
welche gesetzlichen Vorgaben damit verbunden sind. Das heißt, es ist sowohl vertieftes Fachwis-
sen zum Beschaffungsgegenstand als auch zum Vergaberecht erforderlich.218 Der damit verbun-
dene Zeitaufwand und die Komplexität des Themas kann Beschaffungsmitarbeiter, die sich zum 
Teil nur schwer von gewohnten Arbeitsabläufen und Handlungsmustern lösen können, abschre-
cken.219 Aber auch wenn Beschaffungsmitarbeiter generell daran interessiert sind, nachhaltige 
Aspekte in die Vergaben einzubringen, sind diese nicht selten mit den Anforderungen überfor-
dert.220 
Dies stellt Kommunen vor mehrere Herausforderungen. Diesen kann durch die Adressierung eines 
weiteren Erfolgsfaktors der Mitarbeiterinformation und -qualifizierung, in Form von interner In-
formationsweitergabe und dem Angebot von Schulungen für Mitarbeiter zu Themen des Verga-
berechts und Nachhaltigkeit begegnet werden.221 Es ist entscheidend, dass das notwendige Wis-
sen bzw. die notwendigen Informationen allen Mitarbeitern, die Berührungspunkte mit Beschaf-
fungsaktivitäten haben, vermittelt bzw. zugänglich gemacht werden. Dazu können zum Beispiel 
kommunalinterne Qualifizierungsangebote beitragen.222 Schulungen und Informationsangebote 
müssen sowohl Wissen zu Nachhaltigkeitskriterien wie auch zu deren Anwendungsmöglichkeit im 
komplexen Vergaberecht vermitteln.223 Darüber hinaus müssen Mitarbeiter davon überzeugt 
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werden, gewohnte Arbeitsabläufe, die oftmals von der Mentalität geprägt sind, den Einkaufspreis 
als Maßstab anzusetzen, aufzugeben. Um das zu erreichen, müssen Mitarbeiter für die Thematik 
der nachhaltigen Entwicklung sensibilisiert werden.224 Außerdem müssen ihnen, um nicht nur den 
Preis als Bewertungsmaßstab zu verwenden, die Vorteile der Anwendung der Lebenszykluskos-
tenbetrachtung aufgezeigt werden.225 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Die Verantwortlichen im Beschaffungswesen der Stadt Bonn sind sich darüber bewusst, dass für 
die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung die Mitarbeiterinformation zu den Themen 
Nachhaltigkeit und Vergaberecht notwendig ist und die Mitarbeiter dafür sensibilisiert werden 
müssen.226 Daher bietet zum einen die VGDA der Stadt Bonn eine Aufstellung konkreter Informa-
tionsangebote,227 zum anderen werden internen Seminare und überregionale Workshops zum 
Thema nachhaltige öffentliche Beschaffung angeboten, wenngleich diese nicht regelmäßig statt-
finden können. Des Weiteren sieht die Berufsausbildung der Verwaltungsfachangestellten in der 
Region einen Unterrichtsblock à 10 Stunden zum Thema Beschaffung/ Vergabe sowie nachhaltige 
Beschaffung vor.228 Die Schulungsveranstaltungen richten sich somit an verschiedene Zielgruppen, 
wie Auszubildende, Beschaffer und Führungskräfte. Damit werden die relevanten Akteure für das 
Thema Nachhaltigkeit allgemein sensibilisiert, dazu angeregt gewohnte Handlungsmuster der 
konventionellen Beschaffung zu überdenken und damit die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffung voranzutreiben.229 Gewürdigt wurde das Schulungsangebot der Stadt Bonn im Jahr 
2013 mit dem Vergabepreis.230 
Darüber hinaus tragen auch die einzelnen Mitarbeiter des Referates Vergabedienste unmittelbar 
zur Förderung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung durch Informationsweitergabe bei. Sie sind 
damit beauftragt, Informationen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung zu sammeln und diese 
verständlich aufzubereiten, um sie dann gezielt an die Fachbereiche weiterzugeben und für weite-
ren Beratungsbedarf zur Verfügung zu stehen.231 Seit September 2013 ist zudem eine Mitarbeite-
rin im Referat Vergabedienste vorwiegend mit dem Thema nachhaltige öffentliche Beschaffung 
betraut.232 Zu ihrem Aufgabengebiet gehört unter anderem der Newsletter-versand zu Vergabe-
rechts- und Nachhaltigkeitsthemen, wenngleich dieser aufgrund des allgemeinen Arbeitspensums 
nicht regelmäßig verschickt werden kann. 
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6.2 Aufbau von Kompetenzstellen 
So wie die Information und Qualifizierung der Mitarbeiter auf der einen Seite ist der Aufbau von 
Kompetenzstellen auf der anderen Seite ein weiterer Erfolgsfaktor, um nachhaltige öffentliche 
Beschaffung in Kommunen umzusetzen.  
Oft ist die Beschaffung in Kommunen dezentral organisiert (siehe dazu Kapitel 3.1.2), sodass die 
jeweiligen Fachbereiche selbst für die Beschaffungsprozesse zuständig sind. Unterstützt und ent-
lastet werden können die fachlichen Mitarbeiter, die oftmals Beschaffungsaufgaben neben ihrer 
originären Tätigkeit erledigen müssen, von einer zentralen Vergabestelle. Diese kann kompetent 
in Vergaberechts- und Bürokratiefragen helfen. Da insbesondere die Einhaltung von rechtlichen 
Formalitäten zu Verwaltungs- und damit zu steigendem Arbeitsaufwand für Mitarbeiter mit Be-
schaffungsaufgaben führt, wird dahingehend auch Entlastung benötigt.233 Übernimmt eine zent-
rale Kompetenzstelle die rechtlichen und bürokratieintensiven Aufgaben, entlastet dies fachliche 
Mitarbeiter, die sich dann verstärkt auf die Vergabekriterien für die Produkte und Leistungen 
inklusive der Aspekte, die Nachhaltigkeit betreffen sollen, konzentrieren können.234 Auf diesem 
Wege wird ebenso das Wissen zum Vergaberecht in einer zentralen Abteilung gebündelt und in 
Kombination mit der fachlichen Expertise der jeweiligen Fachabteilungen so genutzt, dass Nach-
haltigkeitskriterien umfassend und rechtssicher in die Vergaben integriert werden können.235 
Hinzukommt, dass durch solche Kompetenzstellen Synergiemöglichkeiten aufgedeckt werden 
können. Durch die Identifizierung von Produkten und Leistungen, die sich für die Bündelung und 
Standardisierung der Beschaffung eignen, können für diese zentral Rahmenverträge abgeschlos-
sen werden. Die einzelnen Fachabteilungen können diese Rahmenverträge dann über einen Ein-
kaufskatalog, in dem die Produkte und Leistungen mit ihren jeweiligen Nachhaltigkeitsaspekten 
hinterlegt sind, nutzen. Damit werden für diese Produkte und Leistungen sowohl Preis-
Mengeneffekte als auch eine flächendeckende nachhaltige Beschaffung erzielt.236 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Eine solche Kompetenzstelle hat die Stadt Bonn für ihr Beschaffungswesen eingerichtet. Diese 
Kompetenzstelle stellt das zentrale Referat Vergabedienste der Stadt Bonn unter der Leitung von 
Herrn Christoph Bartscher dar.237 Er und seine sieben Mitarbeiter238 betreuen circa 400 Beschaffer 
in den dezentralen Fachämtern, die Beschaffungen tätigen.239 Darunter gibt es sowohl Bereiche, 
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die selten beschaffen als auch Fachbereiche, die fast täglich beschaffen. Das Referat Vergabe-
dienste ist für jedes dieser Fachämter eine zentrale Dienstleistungseinheit. Es ist Aufgabe des 
Referates, die einzelnen Fachbereiche hinsichtlich des komplexen Vergaberechts zu beraten. Dar-
über hinaus stellt das Referat ein Vergabehandbuch zur Verfügung, das alle notwendigen Infor-
mationen und Vordrucke enthält, um die Fachämter dahingehend im Beschaffungsprozess zu 
entlasten.240 Für Beschaffungen ab einem Wert von 10.000 Euro ist das Referat darüber hinaus für 
die Überprüfung der Vergabeunterlagen und die Eröffnung und Durchführung des Vergabever-
fahrens zuständig.241 So entlastet das Referat Vergabedienst durch dessen Expertise und Dienst-
leistungszuständigkeit die fachlichen Mitarbeiter in den rechtlichen und bürokratieintensiven 
Arbeitsschritten. Diese können sich dann verstärkt auf die Vergabekriterien inklusive möglicher 
Nachhaltigkeitsaspekte konzentrieren.242  
Eine weitere Aufgabe der Mitarbeiter des Referates Vergabedienste besteht darin, mit Hilfe ihrer 
Marktkenntnisse und Kompetenzen Bedarfe ausfindig zu machen, die in Zukunft zentralisiert 
werden könnten. Die Beschaffung für einzelne Produktgruppen wie Büromaterialien, die techni-
sche Büroausstattung und den Fahrzeugpark ist seit längerer Zeit zentralisiert und wird jeweils von 
einem Fachamt betreut. Allerdings gehört dieses Thema noch eher zu den Umsetzungsschwierig-
keiten, da es sich schwierig gestaltet in bestimmten Bereichen die Beschaffung zu zentralisie-
ren.243 
6.3 Externer Informationsaustausch und Kooperation 
Aufgrund der Tatsache, dass nachhaltige öffentliche Beschaffung ein komplexes Thema darstellt, 
ist, neben dem Aufbau einer Kompetenzstelle, der externe Informationsaustausch und Kooperati-
on von Kommunen ebenso von großer Bedeutung.244 Nachhaltige öffentliche Beschaffung erfor-
dert, wie in Kapitel 6.1 beschrieben, das Wissen über rechtliche, nachhaltigkeits- wie auch leis-
tungsspezifische Aspekte. Dieses Wissen muss geteilt werden, um rechtssichere und nachhaltige 
Vergaben für die verschiedenen zu beschaffenden Produkte und Leistungen zu verwirklichen.245 
Daher ist der direkte regelmäßige Austausch von Fachleuten aus Kommunen ein Erfolgsfaktor für 
die Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung. Von diesem Erfahrungsaustausch können 
Kommunen auf ihren individuellen Wegen zu nachhaltiger öffentlicher Beschaffung nur profitie-
ren. Ganz konkret können bspw. Ausschreibungstexte für Nachhaltigkeitskriterien ausgetauscht 
oder auch gemeinsame Kriterien entwickelt werden.246 Dazu können bspw. Veranstaltungen und 
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Fortbildungsseminare des öffentlichen Sektors dienen.247 Konkrete Vernetzungsmöglichkeiten auf 
globaler wie nationaler Ebene sind politische Initiativen wie bspw. ICLEI oder auch die in Fußnote 
45 dargestellte Allianz für nachhaltige Beschaffung. Darüber hinaus gibt es im digitalen Zeitalter 
auch Austauschmöglichkeiten über Internetplattformen. Eine umfassende Informations- und 
Austauschmöglichkeit bietet die bereits in Fußnote 55 beschriebene Webplattform der KNB. Dort 
werden bspw. die rechtlichen Grundlagen und Leitfäden zu verschiedenen Produktgruppen zur 
Verfügung gestellt. Aber auch Kommunen können ihre eigenen Erfolge zu nachhaltiger öffentli-
cher Beschaffung dort teilen und Hilfestellungen anbieten, wie Nachhaltigkeitsaspekte in die 
jeweilige Beschaffung integriert werden konnten. Langfristig soll zusätzlich ein Forum zur Diskus-
sion für Beschaffer aus ganz Deutschland angeboten werden.248 
Eine intensivere Form der Kooperation stellt die gemeinsame Beschaffung von Kommunen dar. 
Gebündelte Nachfrage hat allgemein aber auch im Rahmen nachhaltiger Beschaffung erfolgsver-
sprechenden Einfluss. Einerseits kann dadurch Kommunen, die noch ganz am Anfang der Berück-
sichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten in die Beschaffung stehen, der Einstieg erleichtert wer-
den249 und kleineren Kommunen, die alleine nicht ausreichend Nachfragedruck aufbauen können, 
werden erste Erfolge durch die ausreichend große Nachfragebündelung ermöglicht.250 Durch die 
gebündelte größere Nachfrage können bei Auftragnehmern Nachhaltigkeitskriterien besser 
durchgesetzt251 und günstigere Preise erzielt werden.252 
Eine weitere wichtige Form des Austauschs und der Kooperation ist die Zusammenarbeit zwischen 
Kommunen und Auftragnehmern. Informationsaustausch ist nicht nur unter den Auftraggebern, 
sondern auch mit der Auftragnehmerseite wichtig. Auftraggeber sollten einen engen Austausch 
und Dialog mit Auftragnehmern bzw. Bietern pflegen, um ein gemeinsames Verständnis der 
Anforderungen an nachhaltige Produkte und Leistungen zu entwickeln und die gegenseitigen 
Erwartungen deutlich zu kommunizieren.253 Fordern Kommunen Nachhaltigkeitskriterien, die von 
den Auftragnehmern nicht geleistet werden können, laufen die Bestrebungen des öffentlichen 
Sektors ins Leere. Daher sollten die Möglichkeiten der Integration von Nachhaltigkeitsaspekten in 
die öffentliche Beschaffung in Verbindung mit der Umsetzbarkeit auf Seiten der Auftragnehmer 
im Dialog zwischen Kommunen und Privatwirtschaft 
(weiter-) entwickelt werden. Damit allerdings nicht jede Kommune einzeln einen solchen Dialog 
pflegen muss, ist es denkbar, dies über eine übergeordnete politische Plattform zu organisieren. 
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So können im besten Fall bundesweite Nachhaltigkeitskriterien etabliert werden, was mit dem in 
Kapitel 5.3 beschriebenen Erfolgsfaktor Leitfäden, Nachhaltigkeitskriterien und Nachweismöglich-
keiten korrespondieren würde.254 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Dieser Erfolgsfaktor wird im Beschaffungswesen der Stadt Bonn bisher nur teilweise adressiert. 
Positiv zu erwähnen ist der Teilaspekt des Externen Informationsaustauschs. Dieser findet, wie 
dem Erfolgsfaktor angedacht, durch die in Kapitel 5.3 erwähnte Mitgliedschaft der Stadt Bonn bei 
ICLEI als konkrete Vernetzungsmöglichkeit statt. Weiterer Informationsaustausch mit anderen 
Kommunen ist durch den Besuch von überregionalen Veranstaltungen der in Kapitel 6.1 erwähn-
ten zuständigen Mitarbeiterin für nachhaltige öffentliche Beschaffung gegeben.255 Ergänzend 
wirkt das bereits in Kapitel 6.1 erwähnte überregionale Angebot von Workshops des Referates 
Vergabedienste. Inwiefern davon im Sinne des Erfolgsfaktors konkret bisher profitiert werden 
konnte, kann anhand der Analyse nicht beantwortet werden. 
Kooperationsversuche hinsichtlich kommunalübergreifender gemeinsamer Beschaffung als zwei-
tem Teilaspekt des genannten Erfolgsfaktors, sind im Beschaffungswesen der Stadt Bonn bisher in 
nicht nennenswertem Ausmaß vorhanden. Es gab in der Vergangenheit einzelne Versuche und 
Einzelprojekte, die allerdings meistens an den zu unterschiedlichen Produktanforderungen der 
beteiligten Kommunen gescheitert sind.256 Dabei könnte mit einheitlichen Kriterien und Anforde-
rungen von mehreren Kommunen wie dem Erfolgsfaktor als Effekt zugeschrieben, Druck auf 
Lieferanten hinsichtlich nachhaltiger Produkte und Leistungen aufgebaut werden. 
Die Zusammenarbeit zwischen Kommunen und Auftragnehmern ist in Ansätzen in dem in Kapitel 
5.1.2 beschriebenen nachhaltigen Beschaffungsprojekt der Stadt Bonn zu erkennen. Um konkrete 
und realistische Anforderungen für Bieter in diesem Projekt zu formulieren, wird der Informati-
onsaustausch mit möglichen Bietern gepflegt. Insgesamt soll das Projekt ein Signal an den Markt 
senden, dass sich glaubwürdig nachhaltiges Wirtschaften lohnen kann.257 
6.4 Strategische Ausrichtung der Beschaffung 
Die bisher dargestellten Erfolgsfaktoren weisen darauf hin, dass, wie bereits in Kapitel 3.1.1 er-
wähnt, öffentliche Beschaffung oft aus Sicht des Vergaberechts diskutiert wird.258 Die Vergabe ist 
aber, wie ebenso in Kapitel 3.1.1 dargestellt, nur ein Teilprozess des umfassenden Beschaffungs-
prozesses. Um allerdings strategische Ziele wie die nachhaltige Entwicklung durch die öffentliche 
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Beschaffung zu verfolgen, sollten eine strategische Ausrichtung der Beschaffung und das Aufga-
benspektrum dieser über den Vergabeprozess i.e.S. hinaus erfolgen.259 Nachhaltige öffentliche 
Beschaffung wird dann erfolgreich realisiert, wenn Nachhaltigkeit in alle Beschaffungsprozess-
schritte systematisch integriert ist.260 Daher darf die Beschaffung nicht als rein operative Aufgaben 
ausführende Funktion, sondern sollte vielmehr als strategisch ausgerichtete Funktion verstanden 
werden. Dazu bedarf es wiederum einer Veränderung des Ansehens und der Stellung der Be-
schaffung innerhalb der Kommunen. Die Beschaffungsverantwortlichen müssen frühzeitig in den 
ganzheitlichen Beschaffungsprozess eingebunden werden und eine gestaltende Rolle in Hinblick 
auf die Verfolgung des strategischen Ziels der nachhaltigen Entwicklung einnehmen.261 Anderen-
falls werden sich die zuständigen Beschaffer weiterhin nur auf die unumgängliche Auseinander-
setzung mit dem komplexen Vergaberecht im Prozessschritt des Vergabeprozesses i.e.S. konzent-
rieren. Dies würde fehlende Kapazitäten für die strategische Ausrichtung der Beschaffungsaktivi-
täten zugunsten nachhaltiger Entwicklung nach sich ziehen.262 Ein weiterer Aspekt, den eine 
strategische Ausrichtung der Beschaffung zur Folge hat, ist, dass die Beschaffung langfristig mit 
eigenen Zielen und Leistungsindikatoren ausgestattet werden muss.263 Dieser Aspekt wird anhand 
des Erfolgsfaktors Zielformulierung und -steuerung im nächsten Unterkapitel thematisiert. 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Die einzelnen Fachämter in Bonn haben für spezielle fachbezogene Bedarfe die alleinige Beschaf-
fungsverantwortlichkeit und das Referat Vergabedienste unterstützt wie in Kapitel 6.2 beschrie-
ben diese. Die alleinige Beschaffungsverantwortlichkeit beinhaltet, wie den Ausführungen in 
Kapitel 3.1.1 zu entnehmen, die Festlegung des Bedarfs, die Kommunikation mit den Beschaf-
fungsmärkten, den Vergabeprozess i.e.S. mit der Erstellung der Vergabeunterlagen mit möglicher 
Unterstützung durch das Referat Vergabedienste und letztendlich die Abwicklung der Auftrags-
ausführung. Dadurch liegen in den Fachämtern die Expertise zu den speziellen Leistungsportfolios 
der einzelnen Anbieter und die Fachkenntnis zur Beurteilung der Angebote vor. Ebenso liegt die 
Vertragsausführungsverantwortung bei den Beschaffern in den einzelnen Fachbereichen, weil nur 
diese die fachliche Ausführung beurteilen und mit den Anbietern auftragsbezogene fachliche 
Gespräche führen können. Daneben besitzt das Referat Vergabedienste ebenso grundlegende 
Marktkenntnis. Aufgrund der Begleitung der Vergabeprozesse i.e.S. sammeln die Mitarbeiter des 
Referates Erfahrungen darüber, welche Unternehmen für welche Vergaben Angebote abgeben. 
Dies ermöglicht Kenntnisse zum grundsätzlichen Leistungsportfolio von Unternehmen.264 Darüber 
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hinaus sind die Kenntnisse auch auf den Aufbau und die Pflege des Vergabemanagementpro-
gramms FAIRgabe zurückzuführen. Mindestens einmal im Jahr wird die darin enthaltene Firmen-
datenbank durch das Referat Vergabedienste aktualisiert.265 Nichtsdestotrotz liegt die entschei-
dende Marktkenntnis und letztendliche Beurteilungsfähigkeit und Kommunikationskompetenz in 
Bezug auf Anbieter bei den fachbezogenen Beschaffern. Dies ist ferner der Tatsache geschuldet, 
dass das fachliche Personal, das in einer zentralen Beschaffung gebraucht würde, um die notwen-
dige fachliche Expertise in Verbindung mit den Vergaberechts- und Nachhaltigkeitskenntnissen zu 
leisten, aus Kostengründen nicht finanziert werden könnte.266  
Nichtsdestotrotz ist durch die professionelle Unterstützung der Fachämter durch das Referat 
Vergabedienste und die damit gegebene Möglichkeit, dass sich die Beschaffungsverantwortlichen 
frühzeitig im Beschaffungsprozess mit der Integration von Nachhaltigkeitsaspekten beschäftigen 
können, zumindest in Ansätzen der Erfolgsfaktor adressiert. Die frühzeitige Einbindung von Nach-
haltigkeitsaspekten in den Beschaffungsprozess begünstigt die Verfolgung des strategischen Ziels 
der nachhaltigen Entwicklung innerhalb der Beschaffung. Allerdings ist auch zu erwähnen, dass 
trotz dieser Gegebenheiten die beschriebene notwendige Veränderung des Ansehens der Be-
schaffung zum Strategischen Manager und die dadurch begünstigte konsequent strategische 
Ausrichtung des Beschaffungswesens der Stadt Bonn, noch nicht etabliert ist. 
6.5 Zielformulierung und -steuerung 
In Zusammenhang mit der kommunalinternen strategischen Ausrichtung der Beschaffung und 
dem bereits in Kapitel 5.1 erläuterten politischen Erfolgsfaktor der konkreten Verankerung von 
Regelungen zu Nachhaltigkeitsaspekten in das deutsche Vergaberecht ist ein weiterer Erfolgsfak-
tor die Zielformulierung und -steuerung innerhalb der öffentlichen Beschaffung. 
Die Umsetzung der rechtlich verankerten Integrationsmöglichkeiten zu Nachhaltigkeitsaspekten 
kann durch die Formulierung von Zielen auf der politischen Führungsebene verbindlicher gemacht 
und in Einklang mit übergeordneten Zielen wie die der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie der 
Bundesregierung gebracht werden.267 Um die Zielverfolgung zu forcieren, ist es sinnvoll, die über-
geordneten Ziele in Einkaufsstrategien für die Beschaffungsstellen auf kommunaler Ebene aufzu-
gliedern und konkrete Ziele zu formulieren.268 Beispiele für Ziele bzw. Kennzahlen im Kontext 
nachhaltiger öffentlicher Beschaffung können Zielwerte für das nachhaltige Einkaufsvolumen in 
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Euro269 oder auch Zielwerte für die Reduzierung von Abfällen, CO2-Emissionen oder Materialver-
bräuchen sein.270 
Nur die Formulierung solcher Ziele reicht allerdings nicht aus. Die Durchsetzung der Zielverfolgung 
in den Kommunen ist entscheidend. Verhindert werden muss, dass die gesetzten Ziele auf den 
einzelnen Ebenen in der Kommune einfach ignoriert bzw. nicht konsequent verfolgt werden.271 
Daher ist die Überwachung der Zielverfolgung ein entscheidender Faktor. Um die Zielverfolgung 
und letztendlich den Umsetzungsgrad nachhaltiger Beschaffung in den Kommunen auszuwerten, 
muss es wiederum eine konsequente Datenerfassung geben.272 Kennzahlenerfassung und -
auswertung ermöglichen die Verfolgung der gesetzten Ziele systematisch weiter voranzutreiben, 
indem Verbesserungspotenziale für Prozesse und Handlungsfelder identifiziert werden.273 Eine 
derartige Datenerfassung kann auch nach außen gegenüber der Europäischen Kommission, die 
verstärkt Statistikangaben zur Beschaffung fordert, und gegenüber der Gesellschaft die notwen-
dige Transparenz schaffen.274 
Ebenso kann es sinnvoll sein, eine Berichtspflicht einzuführen und die Umsetzung der Berücksich-
tigung von Nachhaltigkeitsaspekten in Vergaben hinreichend zu dokumentieren. Intern können 
entsprechende Dokumentationen dazu beitragen, die Aktivitäten im Rahmen nachhaltiger öffent-
licher Beschaffung nachvollziehbar darzustellen und realistische Kostenkalkulationen zu ermögli-
chen.275 Das wiederum kann dazu dienen, die notwendigen Budgets für nachhaltige Beschaffun-
gen festzulegen.276 Denn im Umkehrschluss bleiben formulierte Ziele wirkungslos, wenn die ent-
sprechenden Ressourcen auf kommunaler Ebene fehlen, um die Ziele zu verfolgen.277 
Praxischeck anhand der Analyse des Beschaffungswesens der Stadt Bonn: 
Diesem Erfolgsfaktor wird in Bonn bisher nur bedingt Rechnung getragen. Generell finden sich 
zwar Zielformulierungen zu nachhaltigem Handeln im Nachhaltigkeitsbericht der Stadt Bonn, aber 
unter diesen Zielen befinden sich noch keine Ziele, die konkret das Beschaffungswesen betref-
fen.278 Allerdings wird die bereits umgesetzte nachhaltige öffentliche Beschaffung, wie die nach-
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haltige Dienstbekleidung für Mitarbeiter des Grünflächenamts, als Praxisbeispiel für die positive 
nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Leitkategorie Soziale Gerechtigkeit aufgeführt.279 
Der Formulierung von konkreten nachhaltigen Beschaffungszielen in Bonn steht derzeit unter 
anderem noch die fehlende verbindliche Definition für nachhaltige Beschaffung entgegen. Um 
konkrete Beschaffungsziele im Kontext nachhaltiger öffentlicher Beschaffung formulieren zu 
können, muss vorher bestimmt werden, was als nachhaltige Beschaffung definiert werden kann. 
Nur mit Hilfe dieser kann festgelegt werden, welche Produkte mit welchen Eigenschaften als 
nachhaltig anzuerkennen sind. Erst dann können Ziele und entsprechende Kennzahlen bestimmt 
werden, anhand derer sich ausweisen lässt, in welchem Ausmaß die öffentliche Beschaffung der 
Stadt Bonn bereits nachhaltig beschafft.280 
Ein weiteres Hindernis in diesem Zusammenhang ist, dass der Aufwand des Beschaffungswesens 
der Stadt Bonn für das beschriebene nachhaltige Beschaffungsprojekt derzeit in kein positives 
Verhältnis zum Beschaffungsvolumen gesetzt werden kann. Die nicht oder nur indirekt monetär 
messbaren Mehrwerte, die bspw. durch eine verlängerte Nutzungsdauer erreicht werden können, 
können derzeit noch nicht vom Haushalts- und Rechnungswesen der Stadt Bonn abgebildet wer-
den. 
So können die indirekten Mehrwerte derzeit dem monetären Aufwand noch nicht positiv gegen-
übergestellt werden und das Beschaffungsbudget für nachhaltige öffentliche Beschaffung wird 
derzeit nur begrenzt bewilligt.281 Dies zeigt darüber hinaus, dass der Beschaffung, wie auch in 
Kapitel 6.4 beschrieben, noch keine ausreichend strategische Funktion zugeschrieben wird. Diese 
wiederum würde früher oder später eine Adressierung des Erfolgsfaktors der Zielformulierung und 
-steuerung nach sich ziehen und wie der Adressierung dieses Erfolgsfaktors angedacht, die realis-
tische Kostenschätzung für nachhaltige öffentliche Beschaffung ermöglichen. Dies könnte dann 
die beschriebene fehlende Zuteilung der notwendigen Ressourcen für die nachhaltige öffentliche 
Beschaffung begünstigen. Derzeit behindern allerdings die genannten Faktoren noch eine ver-
bindlichere Ausrichtung der öffentlichen Beschaffung der Stadt Bonn hin zu einem strategisch 
nachhaltigen Beschaffungswesen. 
7 Fazit 
Anhand des Praxisabgleichs der theoretischen Erfolgsfaktoren wird ersichtlich, dass eine erfolgrei-
che Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung auf kommunaler Ebene im Beschaffungs-
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wesen der Stadt Bonn begonnen hat. Insgesamt ist allerdings als Fazit zu ziehen, dass das Be-
schaffungswesen der Stadt Bonn, sinnbildlich für die Gesamtheit der Kommunen in NRW und 
Deutschland trotz bereits positiver Handlungsansätze, das Potenzial nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffung noch nicht ausreizt.282 
Die beschriebene Reform der EU-Vergaberichtlinien setzt die richtigen Impulse, um diesen Um-
stand zu verändern. Mit der grundsätzlichen Zielerweiterung der EU gewinnt nachhaltige Entwick-
lung auch im Vergaberecht an Bedeutung. Das Ziel nachhaltiger Entwicklung wurde in die Verga-
begrundsätze übernommen und die Richtlinien wie auch die nationalen Gesetze wurden dahin-
gehend zugunsten von Nachhaltigkeitsaspekten geändert. Dabei handelt es sich allerdings weiter-
hin zum größten Teil um Kann-Formulierungen bzw. Absichtserklärungen, sodass keine zwingen-
de Verbindlichkeit für Kommunen besteht, nachhaltige öffentliche Beschaffung konsequent um-
zusetzen. Das TVgG-NRW auf Landesebene geht einen Schritt weiter und hat zum Teil ver-
pflichtende Anforderungen in die Gesetzgebung aufgenommen. Aber Gesetze allein können nicht 
die Lösung sein, um die kommunale öffentliche Beschaffung generell und speziell in NRW umfas-
send nachhaltig auszurichten. 
Es muss ein individuelles politisches Bekenntnis in der Kommune zu nachhaltiger öffentlicher 
Beschaffung existieren. So kann Nachhaltigkeit als Zielsetzung in der Beschaffung verankert wer-
den. Daraufhin muss nach Anerkennung dieses politisch strategischen Ziels, das übergeordnete 
Ziel auf konkrete Beschaffungsziele heruntergebrochen werden. Um wiederum die einzelnen 
Beschaffungsziele zu verfolgen, muss die Beschaffung insgesamt strategischer ausgerichtet wer-
den. Nachhaltigkeitsaspekte müssen im gesamten Beschaffungsprozess und nicht mehr nur im 
Vergabeprozess i.e.S. berücksichtigt werden. 
Um dies zu bewirken, reichen aber auch das politische Bekenntnis, die beschriebene Veränderung 
der geltenden Richtlinien und die Verankerung in der nationalen Gesetzgebung nicht aus. Diese 
rechtlichen und politischen Erfolgsfaktoren begünstigen einzeln betrachtet nachhaltige öffentliche 
Beschaffung aber sind keine Garantie für eine erfolgreiche umfassende Umsetzung. Es bedarf 
dem konkreten Willen und dem aktiven Handeln der einzelnen politischen Akteure, um die Um-
setzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung konsequent zu verfolgen. Nur ein Umdenken auf 
der politischen Führungsebene und bei den einzelnen Beschaffungsmitarbeitern kann langfristig 
zum Erfolg führen. Dazu ist es entscheidend, die Vorbildfunktion und Relevanz, welche die nach-
haltige öffentliche Beschaffung im Kontext nachhaltiger Entwicklung besitzt, zu verstehen und 
wahrzunehmen. Dies kann mit Hilfe der umfassenden Information und Qualifizierung der Beteilig-
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ten erreicht werden. Darauf aufbauend wird auch die Auseinandersetzung mit den weiteren 
beschriebenen Erfolgsfaktoren und deren Adressierung wahrscheinlicher. 
Insbesondere diese Ausführungen verdeutlichen, inwiefern die dargestellten Erfolgsfaktoren sich 
gegenseitig bedingen, teilweise unweigerlich miteinander verknüpft sind oder der eine den ande-
ren Faktor begünstigt. Darüber hinaus zeigt es, dass nur ein Zusammenspiel aller Erfolgsfaktoren 
Kommunen in der Umsetzung nachhaltiger öffentlicher Beschaffung voranbringen wird. Die 
dargestellten Erfolgsfaktoren sollten auch nicht als abschließender Katalog angesehen werden, 
sondern vielmehr als ergänzungsfähige Zusammenstellung. Zudem bestimmt jede Kommune 
selbst über die politischen, rechtlichen und kommunalinternen Erfolgsfaktoren hinaus ihren Er-
folgsweg, um einen „signifikanten Beitrag zum global verantwortungsvollen und nachhaltigen 
Handeln“283 in Form von nachhaltiger öffentlicher Beschaffung zu leisten, wenngleich die Rele-
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